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(Beginn: 09.20 Uhr)

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, guten Morgen! Ich eröff-
ne die 74. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft 
und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie 
und Technologie.

Diese Anhörung geht zurück auf einen Antrag der 
Opposition und ist gedeckt durch das Minderheiten-
recht. Wir haben allerdings, weil das Gesetz zwi-
schenzeitlich verabschiedet war, diese Anhörung im 
Einvernehmen etwas hinausgeschoben, um mehr 
oder weniger einen Überblick zu bekommen, wie 
sich die 10-H-Regelung auswirkt.

Das Gesetz ist vor zwei Jahren verabschiedet wor-
den. Der Bayerische Verfassungsgerichtshof hat es 
entgegen mancher Erwartungen bestätigt. Wenn wir 
heute eine Art Bilanz ziehen, dient das nicht dazu, 
eine Änderung oder Evaluierung des Gesetzes vor-
zubereiten. Das Gesetz wird so in Kraft bleiben. Na-
türlich können wir die Erfahrungen aus der Praxis für 
die weitere Arbeit nutzen.

Interessant ist sicherlich auch eine Zahl, die das 
Landesamt für Statistik vor wenigen Tagen bekannt 
gegeben hat, dass nämlich im letzten Jahr der Anteil 
der erneuerbaren Energien in Bayern an der gesam-
ten Stromproduktion bei 43 % gelegen hat. Das ist 
durchaus eine neue Rekordzahl, die man so oder so 
sehen kann. Jedenfalls geht der Anteil nicht nach 
unten, sondern nach oben. Ich glaube, im letzten 
Jahr ist er um 3,5 Prozentpunkte gestiegen.

Ich darf jetzt die Sachverständigen zu dieser etwas 
kürzeren und komprimierten Anhörung bei uns be-
grüßen. Herr Landrat Karmasin verspätet sich noch 
etwas. Herr Karmasin nimmt als Erster Vizepräsi-
dent des Bayerischen Landkreistages an der Anhö-
rung teil. Der Landesvorsitzende Raimund Kamm 
vertritt den Bundesverband Windenergie. Er wird be-
gleitet von weiteren Fachleuten. Der Erste Bürger-
meister des Marktes Neuhof an der Zenn, Herr 
Bruno Thürauf, hat einen weiten Weg aus Mittelfran-
ken zu uns genommen. Vom Verband kommunaler 
Unternehmen – VKU – ist der Geschäftsführer Herr 
Gunnar Braun anwesend.

Herr Kamm, ich würde vorschlagen, dass Sie begin-
nen.

SV Raimund Kamm: Herr Vorsitzender, sehr geehr-
te Damen und Herren Abgeordnete! Danke, dass wir 
die Gelegenheit bekommen, die Erfahrungen unse-
rer Branche nach drei Jahren seit Einführung der 10-
H-Bestimmung in Bayern darzulegen.

Unsere Branche hat in Deutschland noch 
143.000 Arbeitsplätze. Sie können gegenwärtig in 
den Medien verfolgen, dass diese Arbeitsplätze ab-
gebaut werden. Wir hatten allein in Bayern 
12.000 Arbeitsplätze. Das sind Projektierer, Planer, 
Gutachter. In Bayern sind diese Firmen sehr mittel-
ständisch strukturiert. Die Topografie in Bayern er-
laubt es nicht, hier 20 Windkraftanlagen auf einmal 
zu bauen, wie das in Niedersachsen oder Schles-
wig-Holstein oder Mecklenburg-Vorpommern der 
Fall ist. Infolgedessen sind auch die großen Projek-
tierer in Bayern nur gering engagiert. Es sind viele 
kleine, mittelständische Projektierer. Neben mir sitzt 
noch Herr Paulus von der Firma "Wust – Wind & 
Sonne GmbH & Co. KG". Das Unternehmen mit 
circa 25 Arbeitnehmern hat 80 Bürgerwindanlagen 
gebaut. In Norddeutschland ist das eine kleine Num-
mer, in Süddeutschland ist das eine große Nummer.

Diese 12.000 Arbeitsplätze kommen insbesondere, 
was wenig bekannt ist, auch durch die industriellen 
Zulieferer zustande: die Firmen Schaeffler, SKF, 
Max Bögl, Liebherr, ZF. Das sind industrielle Zuliefe-
rer der Windkraft-Anlagenhersteller. Anlagenherstel-
ler haben wir in Bayern keine.

In der Zeit, in der Sie, Herr Huber, und ich hier ge-
meinsam Landtagsabgeordnete waren, gab es ein 
Programm der Bundesregierung, womit man den 
Bau von Windrädern angereizt hat. Damals gab es 
in meiner Heimatstadt Augsburg vier Anlagenher-
steller: MAN und Renk sind bekannt, aber auch 
Böwe war dabei und natürlich MBB. Das ging aber 
nicht weiter; die Anlagenhersteller sind heute alle in 
Norddeutschland konzentriert. Dort passierte der 
Aufschwung, nicht in Süddeutschland. Die Zulieferer 
sind auch in Süddeutschland.

So viel zu unserem Verband. Ich sage das natürlich 
auch, weil jetzt die Arbeitsplätze drastisch gekürzt 
werden.

Fünf Punkte: Der erste Punkt steht heute, glaube 
ich, im Mittelpunkt: Was hat die 10-H-Regelung für 
den Ausbau bewirkt? – Ich habe Ihnen in unserer 
Stellungnahme eine Tabelle erstellt über Genehmi-
gungsanträge, Genehmigungen und Inbetriebnah-
men von 2010 bis heuer. Das Jahr 2013, nach Fu-
kushima, war ein Spitzenjahr. In Bayern wurden 
400 Genehmigungsanträge gestellt. Diese 400 Ge-
nehmigungsanträge waren nicht nur auf Fukushima 
zurückzuführen, sondern auch darauf, dass die 
Windkraftnutzung in Süddeutschland verständlicher-
weise später Fahrt aufgenommen hat als in Nord-
deutschland, weil natürlich die Windverhältnisse im 
Süden schwächer sind. Wir haben hier leichteren 
Wind. Insbesondere durch zwei technische Entwick-
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lungen ist es in Süddeutschland möglich geworden, 
Windkraftanlagen rentabel zu betreiben. Die eine 
technische Entwicklung sind höhere Türme. Weiter 
oben weht mehr Wind. Eine Daumenregel lautet: ein 
Meter höherer Turm, knapp 1 % mehr Windstromer-
zeugung. Wenn wir von 100 auf 140 Meter Naben-
höhe gehen, heißt das – von Standort zu Standort 
unterschiedlich – rund 30 % mehr Windstromerzeu-
gung. Diese Türme waren eine ganz wichtige techni-
sche Entwicklung, die den rentablen Betrieb solcher 
Anlagen ermöglicht hat. Die Firma Max Bögl aus 
Neumarkt ist dabei sehr innovativ gewesen und hat 
mit ihrem Hybrid-Turm diese Entwicklung vorange-
bracht hat. Hybrid-Turm heißt: Betonringe unten, 
Stahltürme oben.

Die zweite technische Entwicklung, die die rentable 
Windkraftnutzung im Süden möglich gemacht hat, 
sind die längeren Flügel. Wenn die Flügel länger 
werden, salopp gesagt, kann man mehr Wind ein-
fangen. Diese beiden technischen Entwicklungen, 
höhere Türme, längere Flügel – es kommen noch 
ein paar andere Dinge hinzu, auch bei der Steuer-
ungstechnik –, haben mit der Energiewende-Stim-
mung nach Fukushima dazu geführt, dass viele An-
träge gestellt wurden. Höhepunkt war, wie gesagt, 
das Jahr 2013 mit 400 Genehmigungsanträgen. 
Darin steckt natürlich auch ein Nachholbedarf. Es 
hatte vorher auch schon vieles gegeben und war ei-
niges aufgestaut. Heute, im Jahr 2017, haben wir 
nur noch vier Genehmigungsanträge. Genehmi-
gungsantrag heißt aber noch nicht Genehmigung 
und auch noch nicht Bau.

Die erste Aussage ist deprimierend, dass der Zubau 
von Windkraftanlagen in Bayern in Zukunft weitge-
hend zum Stillstand kommen wird. Heuer werden wir 
noch eine Menge Anlagen bauen. Das sind überwie-
gend Anlagen, die vor dem 10-H-Regime geplant 
und weitgehend auch genehmigt wurden; es sind 
wenige 10-H-Anlagen darunter.

Ein zweiter Punkt, den ich ansprechen möchte, weil 
das von manchen Leuten gedacht und auch gesagt 
wird: Bayern, Süddeutschland hat in den Ausschrei-
bungen schlechte Chancen, das ist auf die Aus-
schreibungen zurückzuführen. Klar gesagt: Die jetzt 
im Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG – festge-
legten Ausschreibungsbedingungen sind für uns in 
Süddeutschland Gift. Da muss etwas getan werden. 
Das sage ich hier im Raum zu Vertretern mehrerer 
Parteien, die darüber im Bundestag zu bestimmen 
haben. Auch im Bundesrat wird das bestimmt wer-
den. Diese Bedingungen sind Gift. Aber das ist 
heute nicht unser Thema.

Dass diese Ausschreibungsregeln aber nicht die Ur-
sache dafür sind, dass die Genehmigungszahlen so 
sinken, sieht man, wenn man nach Baden-Württem-
berg schaut, wo die topographische Situation ähn-
lich ist wie in Bayern. Ich habe mich in Stuttgart 
beim Ministerium erkundigt: Die haben heuer bis 
Ende September immerhin noch 36 Genehmigungs-
anträge. Baden-Württemberg hat an Fläche nur die 
Hälfte Bayerns. Deshalb muss man das relativieren. 
Auch Baden-Württemberg tut sich mit den Aus-
schreibungsregeln schwer; aber sie haben noch 
diese 36 Genehmigungsanträge in diesem Jahr ge-
habt.

Dahinter steht auch, dass normalerweise Planer, 
Projektierer Projekte angehen. Das dauert in der 
Regel drei, vier, fünf Jahre vom Plan, von der Idee, 
von der Überlegung, hier könnte man etwas ma-
chen, bis zur Inbetriebnahme. Normalerweise gehen 
sie Projekte auch an, ohne schon konkret zu wissen, 
wie hinterher die Vergütung aussieht. Diese Investiti-
onssicherheit haben sie nicht; sie wurde durch das 
EEG ein Stück weit geschaffen. Das ist jetzt schwie-
riger. Aber man geht das an, und das würden auch 
heute noch viele angehen wollen, weil man darauf 
hofft, dass sich der Strommarkt, die Strompreise in 
Deutschland ändern werden. Wir haben gegenwärtig 
an der Strombörse einen Durchschnittpreis unter 
3 Cent pro Kilowattstunde. Und wenn nun – Stich-
wort Klimaschutzkonferenz – wirklich CO2 bepreist 
würde, wäre zu erwarten, dass auch der Strompreis 
von 3 Cent pro Kilowattstunde wieder kräftig steigt. 
Dann wären auch in Süddeutschland die Chancen 
besser. Zusammengefasst also zu diesem Punkt 
zwei: Dass jetzt kaum noch neue Pläne begonnen 
werden, hat damit zu tun oder ist hauptsächlich da-
rauf zurückzuführen, dass wegen 10 H kein Bau-
recht mehr in Aussicht steht.

Dritter Punkt: Den möchte ich mit einem Zitat aus 
dem Wahlprogramm der CSU für die jetzige Periode 
2013 bis 2018 beginnen. Darin heißt es: "Wir wollen, 
dass in Bayern so viel Strom erzeugt wird, wie ver-
braucht wird." Das halten wir nach wie vor für richtig. 
Es tut einem Land nämlich nicht gut, bei der Ener-
gieversorgung hauptsächlich von Importen abhängig 
zu sein. Wir sind es bei Öl, Gas, Kohle und sowieso 
bei Uran. Wir sollten nicht auch noch beim Strom 
abhängig werden. Das ist auch von der Versorgung 
her kritisch. Es ist in diesem Land kein Thema. Eine 
geopolitische Anmerkung: Der größte Gaslieferant 
Deutschlands ist Russland; der größte Öllieferant 
Deutschlands ist nicht Saudi-Arabien, sondern ist 
Russland, und der größte Steinkohlelieferant 
Deutschlands ist auch Russland. Diese geopoliti-
sche Situation sollte man sich bewusst machen. Das 
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ist die Versorgungsseite. Auf der Wirtschaftsseite 
entfallen auf jeden Bürger in Bayern, grob gesagt, 
pro Tag 3 Euro Aufwand für den Kauf von Öl, Gas 
und Kohle aus dem Ausland. Je mehr wir vor Ort 
produzieren und Wertschöpfung haben, desto mehr 
können wir davon ersparen. Das ist Wertschöpfung 
auf dem Lande, die uns guttäte.

Ich habe Ihnen eine Grafik eingebracht, die vom In-
stitut der deutschen Wirtschaft stammt. Leider – 
diese Anmerkung muss ich an dieser Stelle auch 
machen – sind Zahlen für Bayern immer sehr veral-
tet. Die neuesten Zahlen in der Grafik sind von 
2013. Ich sage am Rande: Wir würden über Arbeits-
marktpolitik in Bayern nicht diskutieren können, 
wenn wir die Arbeitslosenzahlen von 2013 hätten. 
Aber über den Strommarkt diskutieren wir leider mit 
veralteten Zahlen. In dieser Grafik können Sie den-
noch sehen, dass die südlichen Länder Bayern, 
Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Hessen und 
Thüringen – das sind die roten Stromzeichenpfeile – 
Stromimportländer sind. Diese Importe addieren sich 
zu einer großen Summe auf. Insbesondere im 
Süden fallen demnächst Kernkraftwerkskapazitäten 
weg; dann wird der Stromimport noch höher werden. 
In Baden-Württemberg stehen auch eine Menge 
Steinkohlekraftwerke. In Bayern laufen nur noch we-
nige Steinkohlekraftwerke; aber es wird viel Kapazi-
tät wegfallen. Das ist ein Problem für die süddeut-
sche Versorgung.

Ich sage es diplomatisch: Im Bundesverband Wind-
energie freuen sich viele über diese Grafik. In 
Schleswig-Holstein wird mit Windkraft schon mehr 
Strom erzeugt, als im Land insgesamt verbraucht 
wird. Die sagen: Was wollt denn ihr mit euren Stand-
orten überhaupt Strom erzeugen? Das können doch 
wir machen. – Das ist in Krisensituationen schlecht. 
Das ist aber auch deshalb schlecht – ich habe Ihnen 
auch dazu eine Grafik eingebaut –, weil die erneuer-
baren Energien, die naturabhängig, die wetterab-
hängig sind, eine großräumige Verteilung brauchen: 
Mal weht hier der Wind, mal dort, meistens mehr im 
Norden. Ich habe Ihnen das Beispiel vom Sonntag, 
dem 5. November, in unsere Stellungnahme kopiert. 
Am 5. November wehte im Norden weniger Wind als 
im Süden. Vor 200 Jahren wurde der Hunger in 
Deutschland weitgehend überwunden – bis dahin 
gab es Hungersnöte durch Missernten –, weil Trans-
portmöglichkeiten für Lebensmittel, die Bahn etc., 
entstanden; damit konnte man, wenn es in einer Re-
gion eine Missernte gab, aus einer anderen Region 
Lebensmittel herbeischaffen. Beim Strom ist es auch 
so; es gibt Phasen, in denen in einer Region die 
Stromernte schlecht ist und in einer anderen gut. 
Deswegen müssen wir die Anlagen großräumig ver-
teilen. Deswegen muss ich meinen schleswig-hol-

steinischen Kollegen verbandsintern sagen: Nein, es 
hat keinen Sinn, alle Anlagen im Norden zu bauen. 
Das würde uns in der Versorgung krisenanfälliger 
machen. Es ist aber auch – auch das will ich sagen 
– eine Akzeptanz- oder Gerechtigkeitsfrage. Im 
Kreis Paderborn – das ist noch nicht richtig Nord-
deutschland, das ist Nordrhein-Westfalen – stehen 
etwa halb so viele Windkraftanlagen wie in ganz 
Bayern. Ich fahre durch Landstriche und denke: 
Nein, das würde ich persönlich auch nicht haben 
wollen, das ist mir zu viel. – Ich finde, es ist auch 
eine Gerechtigkeitsfrage, Windkraftanlagen bzw. 
Stromerzeugungsanlagen zu verteilen.

Vierter Punkt: Es wird gerne gesagt: 10 H heißt 
zehnfache Gesamthöhe, darunter ist die Privilegie-
rung aufgehoben, man kann doch kleinere Anlagen 
bauen. – Das funktioniert leider nicht, gerade unter 
Ausschreibungsbedingungen. Wenn jemand heute 
in Bayern eine Windkraftanlage mit Nabenhöhe 
100 Meter, Flügellänge 30 oder 40 Meter bauen 
wollte, wäre das nicht wirtschaftlich. Gerade durch 
die Ausschreibung – früher war es ein bisschen an-
ders – wird die Wirtschaftlichkeit, wird Effizienz er-
zwungen. Das Effizienzerfordernis gebietet einen 
hohen Turm und lange Flügel. Damit kommen wir 
auf 200 Meter Gesamthöhe. Max Bögl würde gerne 
auf 230 oder 240 Meter Gesamthöhe gehen, das 
heißt, Nabenhöhe 160 Meter; die Flügel sieht man in 
ihren Ausmaßen nicht ganz.

Inwiefern das bedeutsam ist, können Sie der Tabelle 
auf Seite 6 unserer Stellungnahme entnehmen. 
Darin haben wir einmal vorgerechnet, wie viel man 
pro geplanter Kilowattstunde Windstrom investieren 
muss. Sie sehen am ersten Beispiel – es sind über-
wiegend mittelfränkische Beispiele – aus dem 
Jahr 2010: Damals waren es noch 0,96 Euro pro Ki-
lowattstunde. Sie sehen in der letzten Spalte der Ta-
belle, wie die Investitionskosten pro geplanter Kilo-
wattstunde immer niedriger werden und dass man 
bei Anlagentypen, wie sie heute von den Anlagen-
herstellern angeboten werden, die man in zwei Jah-
ren bauen möchte, noch 0,45 Cent pro Kilowattstun-
de, die man ernten möchte, investieren muss. Das 
sieht in Norddeutschland mit anderen Zahlen ähnlich 
aus. Die Investitionskosten pro geplanter Kilowatt-
stunde sinken, was für die Verbraucher und für die 
Wirtschaft gut ist. Das macht es aber unmöglich, mit 
niedrigeren Anlagen noch irgendwie zu Rande zu 
kommen.

Ein spezieller Punkt ist der letzte Punkt fünf, den ich 
in der Stellungnahme aufgeführt habe: erteilte Ge-
nehmigungen. Eine Menge Genehmigungen werden 
gegenwärtig nicht umgesetzt. In vielen Fällen müss-
te wegen der Wettbewerbsbedingungen, die ich ge-
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rade aufgezeigt habe, eigentlich auf Anlagen umge-
plant werden, die konkurrenzfähig sind. Das 
funktioniert vielfach nicht; wenn die Anlage hinterher 
10 Meter höher wird, greift im Regelfall schon wieder 
10 H, dann ist die Realisierung der Planung nicht 
mehr möglich. Die alte Planung kann nicht umge-
setzt werden, weil man zu 6 oder 7 Cent anbieten 
müsste, und damit kommt man in der Ausschreibung 
nicht zum Zuge.

Ich will auch das deutlich machen – und darauf ist 
unsere Branche stolz –: Wir können Strom mittler-
weile auch in Bayern für 5 bis 7 Cent pro Kilowatt-
stunde erzeugen und liefern. Das kann kein neues 
Kohlekraftwerk, kein neues Gaskraftwerk, geschwei-
ge denn ein neues Atomkraftwerk. Durch die techni-
schen Fortschritte, die ich vorher skizziert habe, sin-
ken diese Preise noch weiter. Wir haben in diesem 
Land also eine Stromquelle, die für 5 bis 7 Cent pro 
Kilowattstunde – demnächst wird hier auch eine Vier 
stehen – den Strom liefern könnte. Das ist aber nicht 
mehr möglich. Nur vier Genehmigungsanträge in 
diesem Jahr – wobei nicht gesagt ist, ob sie über-
haupt realisiert werden – zeigen, dass unter dem 10-
H-Regime der Ausbau zum Erliegen kommt.

Ich will noch einen politischen Punkt anbringen; viel-
leicht wird auch Herr Bürgermeister Thürauf oder 
Herr Landrat Karmasin darauf zu sprechen kommen, 
was sich im Land politisch geändert hat. Von den 
meisten Bürgern wird 10 H nicht als das gesehen, 
was es ist, nämlich eine baurechtliche Bestimmung. 
Jenseits von 10 H ist ein Vorhaben privilegiert, un-
terhalb von 10 H ist es nicht privilegiert; man muss 
Baurecht über Flächennutzungspläne und Bauleit-
pläne schaffen. So wird 10 H aber nicht interpretiert, 
sondern die Regelung wird als Schutzabstand ver-
standen. Wer 1.500 Meter von einer geplanten 
Windkraftanlage entfernt wohnt, fragt sich, ob er we-
niger wert ist, wenn 10 H nicht eingehalten wird. Das 
hat es in den Gemeinden ausgesprochen schwer 
gemacht. Eine Ausnahme sitzt erfreulicherweise hier 
am Tisch. Aber in der Regel bzw. in den meisten 
Gemeinden wurde es sehr schwer gemacht, noch 
eine Zustimmung zu bekommen.

Herr Huber, ich sage es etwas salopp: In diesem 
Land leben Hunderte pensionierter Ingenieure, die 
in ihrem Beruf vielleicht bei BMW oder Siemens tätig 
waren und sich draußen auf dem Land ein schönes 
Häuschen gebaut haben. Jetzt soll dort eine Wind-
kraftanlage gebaut werden. Nun zeigt man mit sei-
nen pensionierten Ingenieursfähigkeiten, wie man 
das verhindert. Diese Leute führen dann die Bürger-
initiativen an. Es ist manchmal grausam anzusehen, 

was diese Leute dann zu Wege bringen. Das war 
jetzt aber eine saloppe Bemerkung.

Mein Fazit: Wir haben durch 10 H keine Chance 
mehr, die Energiewende in Bayern mit der Windkraft 
weiterzubringen. Ich bitte Sie als Gesetzgeber Baye-
rischer Landtag inständig, der Energieversorgung 
und der Arbeitsplätze wegen die nächste Gelegen-
heit zu ergreifen und diese 10-H-Regelung aufzuhe-
ben. Vielen Dank!

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Danke, Herr 
Kamm. Wenn Sie meine Rede bei der Verabschie-
dung von 10 H nachlesen, finden Sie darin den Hin-
weis, dass es eine baurechtliche Sache ist.

Weil Sie so salopp waren, antworte ich salopp: Auch 
die Gegner von 10 H haben den Eindruck erweckt, 
dass man darunter eigentlich nicht mehr bauen 
kann.

Jetzt kommen wir zu den Baugenehmigungsbehör-
den. Herr Landrat Karmasin und Herr Bürgermeister, 
bitte teilen Sie uns Ihre praktischen Erfahrungen aus 
den letzten drei Jahren mit.

SV Thomas Karmasin: Herr Vorsitzender, herzli-
chen Dank. Ich bitte zunächst um Nachsicht für die 
Verspätung. Ich freue mich persönlich über jedes Mi-
nisterium, das in Nürnberg eröffnet wird, weil wir 
schneller von Fürstenfeldbruck nach Nürnberg ge-
langen als in die Münchner Innenstadt. Ich bitte um 
Nachsicht.

Ich kann mich für den Landkreistag relativ kurz fas-
sen. Wir haben im Vorfeld in unserer Stellungnahme 
rechtliche und kommunalpolitische Überlegungen 
angestellt. Die rechtlichen Überlegungen haben sich 
insbesondere seit der Entscheidung des Baye-
rischen Verfassungsgerichtshofs konkretisiert bzw. 
gelichtet und die Diskussion darüber beruhigt. Ich 
kann mich also auf die kommunalpolitischen Aspek-
te konzentrieren.

Aus meiner Sicht ist das Konfliktfeld zwischen jenen 
Menschen, die sich an Windrädern stören, und 
jenen, die mit Windrädern Strom erzeugen möchten, 
unauflösbar. Ich mache kein Hehl daraus, dass ich 
mich eher zu den Letzteren zähle. Auch im Verband 
ist das durchaus umstritten. Das hängt natürlich 
immer von den lokalen Gegebenheiten ab. Aus mei-
ner Sicht ist es nicht so, dass in weiten Bereichen 
grundsätzlich keine Windkraft mehr möglich wäre. 
Es ist im Gegenteil in die kommunalpolitische Ver-
antwortung verlagert worden. Dass das für die Kom-
munalpolitik nicht unbedingt bequem ist, ist richtig. 
Kommunalpolitiker werden aber nicht für Bequem-
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lichkeit gewählt. Mein eigener Landkreis weist zwar 
eine sehr große Bevölkerungsdichte auf, ist flächen-
mäßig aber klein. Natürlich sind die möglichen 
Standorte deutlich weniger geworden. Auch die Sig-
nalwirkung ist so, wie es angesprochen worden ist, 
also eher Skepsis. Wir hatten schon vor der 10-H-
Regelung einen Teilflächennutzungsplan "Wind" mit 
den Gemeinden nahezu fertig. Wir haben ihn noch 
immer. Daraus abgeleitet sind Bürgermeister durch-
aus bereit – momentan sind es drei –, in gegenseiti-
ger Zusammenarbeit weiter nach Windkraftstandor-
ten zu suchen. Ein Signal zur Expansion von 
Windkraftanlagen ist das natürlich nicht. So war es 
aber auch nicht gedacht. Man hat sich in der Auflö-
sung des Konflikts so entschieden. Ich kann bestäti-
gen: Aus meiner Sicht hat sich die Diskussion deut-
lich beruhigt und entspannt. Eine 
Befriedungswirkung ist also eingetreten. Man be-
fürchtet nicht mehr den dramatischen Wildwuchs. 
Wenn die Gelegenheit besteht, die im Gesetz vorge-
sehen ist, dass das kommunalpolitisch gelöst wer-
den kann, dann ist es auch nach wie vor möglich. 
Dass der Aufwand bei den Planungsträgern gestie-
gen ist, ist richtig. Aber das ist eben der Preis dieser 
befriedenden Wirkung.

Aus meiner Sicht kann man mit dem Gesetz leben. 
Ich sage das aus Verbandssicht. Persönlich würde 
ich mir wünschen, dass noch ein paar Windräder 
mehr gebaut werden. Das ist aber eine andere 
Frage. Wenn man versucht, die Wirkungen und Aus-
wirkungen des Gesetzes objektiv zu betrachten, 
würde ich es so sehen.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Besten Dank, 
Herr Landrat. – Dann die unmittelbare Erfahrung 
eines Bürgermeisters, der sich in dem Bereich sehr 
engagiert hat: Herr Bürgermeister Thürauf. Der 
Markt Neuhof an der Zenn liegt in Mittelfranken.

SV Bruno Thürauf: Sehr geehrter Herr Vorsitzen-
der, wir sind eine kleine Marktgemeinde in Mittelfran-
ken und Sitz einer Verwaltungsgemeinschaft im 
Landkreis Neustadt an der Aisch-Bad Windsheim. 
Der Landkreis Neustadt an der Aisch-Bad Winds-
heim ist, wenn man an Windenergie denkt, vielleicht 
auch bedingt durch aktive Windkraftfirmen, die wir 
dort haben, wirklich weit vorangeschritten. Wir 
haben neben Biogasanlagen, Photovoltaikdach- und 
-freiflächenanlagen insgesamt 58 Windräder. Wenn 
ich nachts auf den höchsten Punkt in meiner Ge-
meinde steige – bei uns ist das der Kolmberg –, 
sehe ich rund 50 Windräder blinken. Nicht nur der 
Bürgermeister von Neuhof war sehr aktiv, sondern in 
vielen Bereichen ist vieles geschehen. Allerdings 
wurde das Ganze seit der 10-H-Regelung erheblich 
reduziert. Ich bin als Bürgermeister nicht voranmar-

schiert, sondern irgendwann ist aus der Nachbarge-
meinde die Firma Wust aufgetreten und hat gemeint, 
man könnte bei uns noch die Windkraft entwickeln. 
Daraufhin sind wir eingestiegen. Das war nach 10 H. 
Ich bin zur Überzeugung gelangt, dass man so 
etwas doch bauen kann, wenn man die Bürger mit-
nimmt. "Mitnehmen" heißt, zu informieren, ein gutes 
Konzept zu haben. Wir haben einen Bebauungs-
plan, der 100 Hektar mit rund 60 Grundeigentümern 
umfasst, die alle ein Stück weit von dem profitieren, 
was dort entsteht. Da bekommt der Standort nicht 
mehr ganz so viel Geld, die Abstandsfläche auch 
nicht mehr, sondern jeder hat einen kleinen Anteil. 
Das sind nicht nur 100 Hektar, sondern 50 Multipli-
katoren, die in der Regel in der näheren Umgebung 
wohnen. Bei uns ist es mit der Firma Wust gelun-
gen, mit einer Gesellschaft zu kombinieren. Wir 
haben eine GmbH und & Co. KG, an der man eine 
Mitgliedschaft anbietet. Ein Teil wird über die Bürger 
finanziert. Die drei Windräder mit einer Nabenhöhe 
von 140 Meter, Gesamthöhe 200 Meter, kosten rund 
16,5 Millionen Euro. Wir haben 4,2 Millionen Euro 
Eigenkapital aufgebracht. Die Kommunen sind 
dabei, die Eigentümer sind dabei, die Bürger sind 
dabei, die Interesse hatten, aus der Gemeinde und 
auch aus der Region. Je mehr Menschen mitma-
chen, desto leichter lässt sich das Ganze durchset-
zen.

Wir wissen alle, dass das Verfahren an sich schon 
sehr diffizil ist und wirklich alles bis ins Kleinste 
durchgeprüft wird. Für uns als Kommune ist es so, 
wie es gelungen ist, ein Gewinn. Wir können uns als 
Alternativ-Energie-Gemeinde sehen lassen. Wir hat-
ten vorher in unserer Gemeinde einen Energieertrag 
von 28 % des Verbrauchs; heute sind wir bei 400 %. 
Da macht sich ein Bürgermeister gut, wenn er das 
lobend hervorhebt.

Dabei ist immer auch entscheidend, wer Partner ist. 
Mit der Firma Wust haben wir wirklich tolle Erfahrun-
gen gemacht. Das sind wirklich kompetente, aktive 
Leute, die das draußen machen. Im Ergebnis muss 
ich trotzdem sagen – Herr Landrat hat es auch so 
angedeutet –: Wären in den ersten drei Bürgerver-
sammlungen, die wir gemacht haben, jeweils zwei 
oder drei Leute aufgestanden und hätten Wider-
stand angekündigt, hätten der Gemeinderat oder der 
Bürgermeister dem vermutlich nicht zugestimmt. Bei 
uns stehen fünf Windräder, zwei haben vorher schon 
gestanden. Die Menschen hatten also schon die Er-
fahrung gemacht: So dramatisch ist die Windkraft ei-
gentlich nicht. – Heute haben wir, wie gesagt, kein 
Problem mehr.

Es gibt nicht mehr viele Möglichkeiten für die Unter-
nehmen, zu sagen: Bürgermeister, macht ihr mit? – 
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In unserem Bereich ist das verständlich, weil wir 
schon so viele Windräder haben. Man muss aber 
auch sehen, dass vielleicht das eine oder andere 
nicht entstehen wird, weil Widerstände am Anfang 
Gehör finden. Im Ergebnis wäre es vielleicht auch 
dort, wo letztlich eingestellt wird, ganz positiv gewe-
sen.

Es ist natürlich möglich. Wenn man die richtigen 
Konzepte hat, ist es eine sehr gute Sache. Die Be-
bauungsplanregelung und 10 H beinhalten natürlich 
vor allem für die Unternehmerseite, aber auch für 
die Gesamtenergiebilanz ihre Probleme.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Herr Bürger-
meister, darf ich gleich nachfragen? – Welche Pla-
nungen haben Sie nach der 10-H-Regelung begon-
nen, also seit 2014, und wie sind die Erfahrungen in 
diesen Verfahren in den letzten drei Jahren?

SV Bruno Thürauf: Wir haben dieses eine Projekt 
bei Bestand von 10 H initiiert und eingeleitet. Wir 
wussten, wenn wir jetzt etwas tun wollen, dann müs-
sen wir einen Bebauungsplan aufstellen und den 
Flächennutzungsplan ändern. Das Ganze ist im 
Jahr 2015 abgewickelt worden. Das beinhaltet in 
dem Bebauungsplan drei Windkraftanlagen auf 
einer Fläche von insgesamt 100 Hektar.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Sie haben ein 
Verfahren mit drei Anlagen durchgeführt?

SV Bruno Thürauf: Wir haben einen Bebauungs-
plan. Wir haben die 50 Eigentümer angeschrieben 
und gesagt: Wir wollen dort Windkraftanlagen 
bauen. Wir wussten noch nicht genau – das haben 
wir zumindest nicht gesagt –, wo der Standort sein 
soll. Wir haben gesagt: Wenn jeder unterschreibt, 
hat jeder Grundstückseigentümer einen Vertrag und 
erklärt, dass er einverstanden ist, bei ihm könnte 
eine Anlage stehen, bei ihm könnte eine Abstands-
fläche sein, oder er ist nur im Bebauungsplan. Somit 
hatte jeder die gleiche Chance. Nach fachlicher Aus-
wertung hat man die Standorte festgelegt. Der XY 
hat etwas mehr Glück gehabt; aber jeder hat Geld 
bekommen. Diese drei Standorte hat die Gemeinde 
ganz konkret im Bebauungsplan festgelegt. Dort 
wollten wir sie haben, natürlich unter der Bedingung 
Nachbarwindräder und fachliche Kriterien.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Der Bebauungs-
plan war nicht beklagt? Hier zählen Fakten in der 
Anhörung.

SV Bruno Thürauf: Ich kenne die Menschen in mei-
ner Kommune sehr gut. Es gibt einige, die sagen: 
Windräder muss ich nicht haben, die will ich nicht. – 

Wir hatten einfach Glück; es gab überhaupt keinen 
Widerspruch. Wir hatten Glück, dass eben nicht ein 
paar gesagt haben: Okay, jetzt machen wir Stunk.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Sind bei diesen 
drei Anlagen in der Zwischenzeit auch die Bauge-
nehmigungen erteilt?

SV Bruno Thürauf: Die Windräder drehen sich und 
haben höhere Erträge als die Prognose.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Herr Braun vom 
Verband kommunaler Unternehmen, wie ist Ihre Er-
fahrung?

SV Gunnar Braun: Herr Vorsitzender, sehr geehrte 
Damen und Herren Abgeordnete! Herzlichen Dank 
für die Möglichkeit, heute hier noch einmal Stellung 
zu nehmen. Erlauben Sie mir, ebenfalls kurz auf die 
Verkehrslage einzugehen. Der Münchner ÖPNV ist 
gut. Ich konnte mich in die Straßenbahn setzen und 
einfach hierher durchfahren.

Das ist ein wunderbarer Einstieg zu kommunalen 
Unternehmen. Sie wissen die Bandbreite hoffentlich 
zu schätzen, die in den diversen Sparten geleistet 
wird. Windkraft ist ein Element in dem Themenfeld 
Energie, das unsere Unternehmen begleiten. Sie 
sind nicht allein Investoren, sondern vielmehr Betrei-
ber von Anlagen, vor allem aber Systemmanager. 
97 % der erneuerbaren Energien sind in den letzten 
10 bis 20 Jahren in den Verteilnetzen aufgebaut 
worden. Sie müssen dort tagtäglich gehandhabt 
werden.

Wenn wir die Energiewende diskutieren und weiter 
voranbringen wollen, reden wir auch über Elemente 
wie Elektromobilität und Ähnliches, die alle letzten 
Endes in diesen unteren Netzebenen bedient wer-
den müssen, wo die Zusammenhänge vor Ort zu or-
ganisieren sind. Darauf werde ich im Weiteren noch 
eingehen.

Vorab vielleicht ein, zwei Bemerkungen. Wir haben 
uns einmal angeschaut, wie sich die Ziele zur Wind-
kraft in den Jahren seit 2011 verändert haben. Sie 
kennen die diversen Stichworte: Zahl der Anlagen, 
eine absolute Terawattstundenzahl, mittlerweile der 
Bezug von 5 bis 6 % auf die Bruttostromerzeugung 
in Bayern. Ich habe Ihnen in meiner Stellungnahme 
aufgeschrieben, dass die Bruttostromerzeugung in 
Bayern in den letzten Jahren jeweils schon um zwei 
Terawattstunden gesunken ist. Herr Kamm hat vor-
hin ausgeführt, dass die Kernkraftwerke abgeschal-
tet werden. Sie wird also weiter sinken. Eine prozen-
tuale Zahl zum Erreichen der Windkraftziele in 
Bayern bezogen auf diese Größe können Sie nun 
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selber überschlägig errechnen. Ein paar Zahlen 
dazu habe ich Ihnen in der Stellungnahme aufge-
schrieben. Wir werden das Ziel also erreichen. Das 
ist schon mal klar.

Vor dem Hintergrund der vier bis fünf Anlagen, die in 
diesem Jahr in Bayern überhaupt beantragt wurden, 
ist in Frage zu stellen, dass die Ziele durch weiteren 
Ausbau der Windkraft erreicht werden. Wir haben 
eine Glockenkurve, die nach 2011 schön nach oben 
gegangen ist. Sie ist jetzt nahezu auf dem Nullpunkt. 
Damit werden wir umgehen müssen.

Zugleich haben wir einen Energie-Atlas Bayern, der 
die Vorteile der Windkraft herauskehrt – berechtig-
terweise. Wenn wir auf die Erfahrungen unserer Un-
ternehmen schauen, will ich nun gar nicht mehr 
lange auf das eingehen, was wir schon gehört 
haben, inwiefern Windkraft in Bayern noch umsetz-
bar ist. Sie ist nicht umsetzbar. Ich könnte jetzt Herrn 
Beermann aus der Anhörung von 2014 zitieren, der 
damals das Nichts proklamiert hat. In gewisser 
Weise stehen wir heute da.

Wir müssen uns darüber unterhalten, welche Verän-
derungen in diesem Energiesystem bundesweit mit 
den bekannten Abschaltzielen ab 2022 auf uns zu-
kommen. Es ist wichtig zu verstehen, dass die Logik 
von erneuerbaren Energien in diesem Energiesys-
tem eine andere ist, als die von Großkraftwerken mit 
gesicherter Leistung in der Vergangenheit.

Ich war gestern Abend bei einer Veranstaltung des 
VDE, dem Verband der Elektrowirtschaft. Eine 
Bandbreite von Wissenschaftlern und auch Vertreter 
des Staatsministeriums waren anwesend, die alle 
davon gesprochen haben, dass zukünftig für die Er-
zeugung von Strom Sonne und Wind prägend sein 
werden. Eine gesicherte Leistung werden Sie aus 
Sonne und Wind nur generieren können, wenn Sie 
sie mit anderen Elementen verbinden. Eine gesi-
cherte Erzeugung ist aufgrund der Ausgangssituati-
on – Windkraft nur zu bestimmten Zeiten verfügbar, 
Sonne nachts nicht verfügbar – nicht möglich. Wir 
müssen also eine gesicherte Versorgung ins Auge 
fassen.

Zurück zur Windkraft in Bayern: Die Vollbetriebs-
stunden, also die Stunden, die aus einer Windkraft-
anlage herauszuholen sind, sind in den letzten drei 
Jahren massiv gestiegen, weil die Anlagentechnik 
besser geworden ist. Wir müssen uns nicht mehr auf 
die 500-kW-Anlagen von 1998, die Sie im Energie-
Atlas finden, verlassen, sondern die Anlagen wurden 
mit 3 MW und größer gebaut. Die Höhenthematik ist 
gerade schon durchdekliniert worden, und damit 
haben wir eine bessere Chance, Windkraft im zu-

künftigen Energiesystem sinnvoll zu nutzen. Ich 
habe das überschlägig mal gerechnet: Für diese neu 
zugebauten Anlagen sind das ungefähr 350 Vollbe-
triebsstunden zusätzlich im Jahr. Wir reden immer 
von der Dunkelflaute. Nehmen Sie einmal zehn Tage 
Dunkelflaute am Stück, wenn also kein Wind und 
keine Sonne zur Verfügung stehen. Zehn Tage mal 
24 Stunden sind 240 Stunden. Es ist eine rudimen-
täre Rechnung, die ich hier aufmache; bitte behalten 
Sie das im Hinterkopf. Wenn wir die 350 Vollbe-
triebsstunden Windkraft für diese Dunkelflaute zeit-
lich verschieben können, dann haben wir etwas ge-
wonnen. Wir müssen also über eine 
Neuorganisation des Energiesystems nachdenken 
und uns klarmachen, wie wir Windkraft nutzen wol-
len.

Damit will ich zum substanziellen Raum kommen. 
Ich will keine rechtliche Debatte aufmachen. Der 
Bayerische Verfassungsgerichtshof hat klargemacht, 
dass substanzieller Raum rein rechtlich vorhanden 
ist. Praktisch zeigen die neuen Genehmigungsanträ-
ge, dass dieser offensichtlich nicht mehr genutzt 
wird. Wir haben gerade gehört: Wir haben es sehr 
schön gehabt bei der Genehmigung einer Anlage 
unter 10 H. Also was kommt in Zukunft?

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Sie meinen, vor 
10 H haben wir es sehr schön gehabt?

SV Gunnar Braun: Ich habe Sie so verstanden, 
dass die Genehmigungssituation bzw. die Situation, 
das auf den Weg zu bringen, eine sehr schöne war, 
die nicht überall kopierbar ist. Das ist auch verständ-
lich. Im Raum von Herrn Thürauf, im Markt Neuhof, 
sind viele Windkraftanlagen bereits vorhanden. Die 
Leute kennen Windkraftanlagen. Es ist eine bundes-
weite Erfahrung: Wo man mit Windkraft schon um-
gegangen ist, kann man leichter überlegen, was 
noch sinnvoll dazu passt. Das wird in Bayern auch 
bei dem Repowering ein Thema sein müssen, wenn 
wir also alte Anlagen durch neue Technik ersetzen. 
Darüber haben wir bisher nicht geredet. Da kommen 
wir wieder in die Genehmigungspraxis, in die Aus-
schreibungsfragen usw. Die will ich an diesem Punkt 
aber nicht weiter vertiefen.

10 H ist eine Regelung, die rechtlich substanziellen 
Raum lässt. Praktisch gibt sie keinen substanziellen 
Raum. Die Staatsregierung hat versprochen, die 
Kommunen zu unterstützen in dem Sinne, dass 
Baurecht geschaffen werden kann. Wir sehen im 
Augenblick nicht, dass das ausreicht; sonst müssten 
wir ein paar Anträge mehr auf dem Tisch haben als 
diese vier bis fünf. Insofern muss man da vielleicht 
noch mal rangehen.
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Die Unternehmen – um darauf vielleicht noch mal 
kurz einzugehen – haben sehr klar signalisiert, dass 
eine Investitionsbereitschaft in Bayern derzeit nicht 
gegeben ist, weil die Kosten einfach zu hoch sind. 
Wir haben eben gehört, dass der Planungsaufwand 
steigt. Das muss ein Unternehmen berücksichtigen. 
Sie legen die Anlagen weiter raus. Das heißt, für die 
Zuwegung, für die Anbindung an die Infrastruktur 
müssen höhere Kosten berücksichtigt werden. Dann 
schließt sich der Kreis zu den Ausschreibungen.

Die natürliche Situation der Windhöffigkeit in Bayern 
ist etwas, was im bundesweiten Wettbewerb ohne-
hin mit zum Tragen kommt. Wollen Sie nach wie vor 
eine Energieversorgung in Bayern, die den Ver-
brauch aus Bayern heraus bedienen kann? Dann 
müssen Sie umdenken, und dann müssen wir an der 
Stelle woanders hinkommen. Darum würde ich bit-
ten.

Ich nehme an, es gibt noch die eine oder andere 
Frage. Ich will es im Augenblick dabei belassen.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Besten Dank für 
die Statements. Ich würde sagen, jetzt ist Zeit für 
Fragen und Bemerkungen. Die erste Wortmeldung 
war vom Herrn Kollegen Glauber.

Abg. Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): Es ist 
tatsächlich so, wie Sie es ausgeführt haben, Herr 
Braun. Wir haben als Fraktionen den Antrag hin-
sichtlich der Verfassungsklage gestellt. Es wurde 
vom Gericht entschieden, dass in Bayern substanzi-
ell genügend Raum für den Zubau von Windkraft 
bleibt. Natürlich wurde dabei abgewogen. Trotz die-
ser Rechtsprechung gibt es keinen neuen Zubau. 
Das muss man so konstatieren. Diese vier Anlagen 
würde ich nicht mal als echten Zubau bezeichnen. 
Es gibt zwar vier Anträge, aber der qualitative Zubau 
ist zum Erliegen gekommen.

Bürgermeister Thürauf hat es recht schön beschrie-
ben. Sie haben es als Glück bezeichnet, dass in 
Ihrer Gemeinde niemand Widerstand geleistet hat. 
Ich kann aus eigener Erfahrung sagen: Der Wider-
stand kommt nicht mal aus der eigenen Gemeinde, 
sondern der Widerstand kommt aus dem Regie-
rungsbezirk oder darüber hinaus. Wie es für die 
Windkraft viele Ideen gibt, gibt es auch immer wie-
der Ideen, die die Windkraft als nicht gut ansehen. 
Es geht um den Besitz, es geht um den Altersruhe-
sitz, es geht um die Blickbeziehung. Ich glaube, man 
muss sagen, dass sich die kommunale Ebene, die 
jetzt zu entscheiden hat, davor scheut. Das muss 
man ganz ehrlich sagen. Man möchte in seiner Ge-
meinde keinen Unfrieden. Meist übt eher ein kleiner 

Teil der Bevölkerung den lauten Widerstand. Die 
schweigende Mehrheit würde es vielleicht befürwor-
ten. Wenn man diesen Ärger in der Kommune hat, 
fragt man sich als Kommunalpolitiker und als Ge-
meinderat natürlich: Will ich diesen Unfrieden in mei-
ner Gemeinde? Will ich das wirklich?

Solange 10 H auf dem Tisch liegt, werden wir keinen 
substanziellen Zubau bekommen. Wir müssen sei-
tens des Bayerischen Landtags den Kommunen, 
den Gemeinderäten weiter Hilfestellung geben. Sie 
haben es angesprochen, Herr Landrat und Herr Bür-
germeister, man kann sich als gewählter Volksver-
treter keinen schlanken Fuß machen. Wenn ich das 
in meiner Gemeinde will, muss ich dafür werben und 
eine solche Idee vertreten. Ich glaube, dass dabei 
Hilfestellung notwendig ist. Es ist schließlich nicht 
Tagesgeschäft, eine Windkraftanlage in einer Ge-
meinde zu bauen oder die Energiewende zu beglei-
ten.

Ich glaube, der Freistaat war auf einem guten Weg. 
Wir haben gesagt, wir wollen die Gemeinden, die 
Kommunalwerke, bei der Energiewende ein Stück 
weit mitnehmen. Diese Idee sehe ich so nicht mehr. 
Wir haben es geschafft, auch durch Initiativen des 
Bayerischen Landtags, durch Initiative der Baye-
rischen Staatsregierung, den Zerlegungssteuersatz 
hinzubekommen. Der Zerlegungssteuersatz ist ex-
trem wichtig für die wirtschaftlichen Belange, dass 
dort, wo das Windrad steht, Steueranteile verblei-
ben. In den Gemeinden wurde Wertschöpfung gene-
riert. Dadurch steigt die Akzeptanz des Windrads 
deutlich. Ich glaube, dass der Bayerische Landtag 
auf dem Weg der baurechtlichen Begleitung Hilfe-
stellung leisten muss, damit wir über die vier bean-
tragten Anlagen deutlich hinauskommen. Wenn wir 
die Energiewende wirklich wollen, auch die regiona-
le Energiewende, haben wir mit der Windkraft nach 
wie vor große Chancen. Die Ausschreibungsmodelle 
zeigen zwar, dass Süddeutschland sicherlich nicht 
im Fokus steht. Das steht heute aber nicht zur De-
batte, sondern es geht darum, inwieweit 10 H auf die 
Energiewende in Bayern Auswirkungen hat.

Wir sprechen davon, dass wir bei Abschaltung von 
Kraftwerken 5 Terawattstunden Leistung substituie-
ren müssen. Wir haben durch die Konstellation der 
modernen Gas- und Dampfkraftwerke in Bayern ei-
gentlich gute Voraussetzungen, um ein gutes Zu-
sammenspiel zu bekommen, um letztendlich auch 
damit sehr gut Energie zu gewinnen. Wenn aber 
substanziell kein Zubau stattfindet, werden wir Ab-
hängigkeiten schaffen.
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Jetzt wieder den Blick auf die andere Seite. Was be-
deutet das für uns? Es waren mal 13 Landkreise für 
die Süd-Ost-Passage, jetzt dürften es 9 Landkreis 
sein. –

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Wir haben eine 
Anhörung, Herr Kollege.

Abg. Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): Das 
Thema ist: Wenn wir hier keine Energie gewinnen, 
dann müssen wir die Energie irgendwie nach Bayern 
bringen. Das ist doch klar, dass wir die Energie dann 
irgendwie nach Bayern bringen müssen. Das ist 
heute angesprochen worden. Um die Energie nach 
Bayern zu bringen, müssen wir Stromleitungen 
bauen. Die Frage ist doch, inwieweit wir letztendlich 
diese Abhängigkeiten schaffen wollen. Von Herrn 
Kamm wurde zu Recht angesprochen: Will ich die 
Abhängigkeit über Stromtrassen, oder will ich einen 
großen Teil der Erzeugung? Es ist doch, wie gesagt, 
die Frage, ob wir klug beraten sind, Abhängigkeiten 
zu schaffen. Der Appell lautet, mit Blick auf 10 H die 
Gemeinden bei der Umsetzung von Vorhaben zu un-
terstützen. In dieser Anhörung wird uns klarge-
macht, dass in Bayern momentan durch 10 H kein 
substanzieller Zubau an Windkraft vonstattengeht. 
Unser Wunsch ist, dass wir da einen anderen Weg 
gehen.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Ich habe Sie un-
terbrochen, Herr Kollege, weil wir Fachleute eingela-
den haben, aus deren Erfahrungen wir schöpfen 
wollen. Die politische Auseinandersetzung folgt; die 
kann man immer machen. Aber heute sollten wir in 
besonderer Weise auf die Fachleute zugehen.

Abg. Martin Stümpfig (GRÜNE): Ich beziehe mich 
auf Ihre Aussage, Herr Vorsitzender, dass wir mit 
den erneuerbaren Energien mittlerweile bei 43 % 
sind, was die Erzeugung angeht. Dazu muss ich 
schon sagen: Es geht nicht um die Erzeugung in 
Prozent. Wenn der Block B des Atomkraftwerks 
Gundremmingen abgeschaltet wird, wird dieser An-
teil schlagartig hochschnellen. Diese Betrachtung 
hat überhaupt keinen Sinn, sondern es geht immer 
darum, wie hoch unser Verbrauch ist. Das werden 
wir später noch mit Frau Aigner diskutieren.

Beim Stromverbrauch sind wir jetzt bei 85 Terawatt-
stunden. Wie viel erzeugen wir davon mit erneuer-
baren Energien? Der Anteil wurde die letzten Jahre 
einfach nicht höher; wir bleiben stehen. Wir geben 
uns mit diesem Stillstand nicht zufrieden, Frau Wirt-
schaftsministerin Aigner aber anscheinend schon, 
weil sie auf unsere Anfragen von vor eineinhalb Jah-
ren geantwortet hat, im Jahr 2025 werden wir 45 bis 
50 % unseres Strombedarfs importieren. Das ist ihre 

Aussage. Da haben wir anscheinend unterschiedli-
che Ansatzpunkte.

Wir wollen das große Potenzial der Windkraft in 
Bayern nutzen. Ich danke den Experten, die heute 
eingeladen sind, dass sie das noch einmal so aus-
drücklich klargemacht haben. Herr Braun hat auf 
den Energie-Atlas verwiesen, in dem ganz klar steht, 
welch großes Potenzial vorhanden ist, wie stark 
auch die Erzeugung bei uns vor Ort sinkt. Wie Sie 
das mit den Volllaststunden in Ihrer Stellungnahme 
ausgeführt haben, finde ich sehr eindrücklich. Ich 
möchte mich herzlich dafür bedanken. Sie haben 
das so klasse vorgetragen, dass ich an Sie persön-
lich gar keine Frage mehr habe. Das kann man ein-
fach so stehen lassen.

Ich hätte eine Frage an Herrn Paulus, weil er als 
Projektierer hautnah dran ist. Wie schwierig ist es 
geworden, die Projekte draußen umzusetzen? Wel-
che Erfahrungen haben Sie mit 10 H? Welche Stim-
mung stellen Sie seit 10 H fest?

Ich bin Mitglied des regionalen Planungsverbands 
Westmittelfranken. Herr Thürauf, das ist unser ge-
meinsamer Planungsverband. Wir haben im regio-
nalen Planungsverband nach Fukushima in Zusam-
menarbeit mit den einzelnen Bürgermeistern eine 
tolle Planung gemacht. Wir haben 400 Hektar Vor-
rangflächen ausgewiesen. Das ist gemeinsam er-
stellt worden. Hatten Sie vor 10 H den Eindruck, 
dass Ihnen vom regionalen Planungsverband ir-
gendetwas aufgezwungen wurde? Gab es vor der 
10-H-Regelung Proteste? Wie würden Sie die Situa-
tion einschätzen? Viele Projekte im regionalen Pla-
nungsverband Westmittelfranken sind leider ge-
scheitert, zum Beispiel in Heilsbronn. Das waren 
zwei tolle Projekte. Ich könnte noch viele Beispiele 
aufzählen, was alles jetzt nicht mehr geht. Sie haben 
gesagt, Sie seien als Ausnahme ausgewählt wor-
den. Das möchte ich hier deutlich unterstreichen. 
Aber umso wichtiger ist es, dass es diese Ausnah-
men gibt.

Herr Karmasin, Sie haben dieses tolle interkommu-
nale Projekt mit 21 Kommunen gemacht. Haben Sie 
den Eindruck – weil nur noch wenige weitermachen 
–, dass wir heute einen anderen Stand hätten, dass 
die Zustimmung in der Bevölkerung größer gewor-
den wäre, dass dieses Projekt vielleicht hätte umge-
setzt werden können, wenn die 10-H-Regelung nicht 
gekommen wäre? Haben Sie den Eindruck, dass vor 
10 H – weil Sie das Stichwort Befriedung nannten – 
wirklich so viel Unmut war? Haben Sie aus diesem 
Unmut heraus dieses Projekt angefangen?
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Der Einfall fremder Investoren wurde hier oft disku-
tiert. Ich persönlich habe diese Erfahrung nie ge-
macht. Man konnte das immer sehr gut steuern. 
Hatten Sie vor 10 H die Befürchtung, dass fremde 
Investoren hier einfallen?

Abg. Natascha Kohnen (SPD): Es ist tatsächlich 
so, wie der Kollege Stümpfig sagt, wenn wir von 
Bruttostromerzeugung sprechen. Eine Prozentrech-
nung darf sich immer nur auf eine Bezugsgröße be-
ziehen, Herr Huber. Wenn man in der Naturwissen-
schaft zwei Parameter verändert, dann stimmt es 
halt einfach nicht mehr. Insofern ist es ausgespro-
chen "tricky" zu sagen, die Erneuerbaren steigen 
prozentual. Wenn die Atomkraft weg ist, dann wird 
der Anteil sehr hoch. Das funktioniert genauso 
wenig beim CO2-Ausstoß, wo wir uns im Moment 
immer loben, wie gut Bayern dasteht. Warum sind 
wir so gut? – Weil wir die Atomkraft haben. Insofern 
steht es uns nicht gut an, andere Länder zu be-
schimpfen, die höhere CO2-Emissionen haben.

Herr Braun, Sie haben in Ihrem Schreiben, das Sie 
uns vorweg zugeschickt haben, auf der fünften Seite 
zur Wirtschaftlichkeit geschrieben: "Viele Unterneh-
men haben versunkene Kosten für nun entwertete 
Planungen genannt." Können Sie Zahlen nennen, 
inwieweit die Unternehmen tatsächlich geschädigt 
wurden. Vielleicht gibt es dazu nähere Angaben.

Zum substanziellen Raum schreiben Sie – das ist 
auf der sechsten Seite –:

Zu erörtern wäre insofern, in wessen Zuständig-
keit es heute eigentlich liegt, auf Bayern be-
trachtet tatsächlich nutzbaren Raum herzustel-
len. Der Freistaat hat die Unterstützung der 
Kommunen zur Schaffung von Baurecht in die-
sem Bezug zugesichert. Sie scheint aktuell 
nicht auszureichen.

Ich nehme an, das machen Sie an diesen vier Ge-
nehmigungsanträgen fest. Die Frage ist: Was wür-
den Sie konkret vorschlagen? Wie könnte die Unter-
stützung aussehen? Wir haben gesagt, wir schauen 
heute nur Fakten an. Wie Sie gesagt haben, Herr 
Braun, ist da nichts mehr bei der Windkraft. Damit 
will ich nicht sagen, dass es nicht möglich wäre, 
aber da ist faktisch tatsächlich nichts mehr. Das 
muss man einfach zur Kenntnis nehmen.

Auf der letzten Seite Ihrer Stellungnahme beschrei-
ben Sie im Prinzip, dass es wieder zu einer Verän-
derung in der Struktur der Energieversorgung 
kommt. Sie sagen, dezentral subsidiär werden die 
Strukturen wieder sein müssen. Wenn das aber jetzt 

so läuft wie in Bayern, dass die Windkraft nicht mehr 
umgesetzt wird, welche Rolle kann denn Bayern 
dann überhaupt in einem subsidiär dezentralen Sys-
tem einnehmen? Oder: Was raten Sie dem Freistaat 
zu tun, wenn jetzt ein großer Faktor der dezentralen 
Energieversorgung zum Erliegen kommt? Sie sagen 
– was ich auch teile –, dass Wind und Sonne als die 
wichtigsten Faktoren eigentlich miteinander ver-
knüpft werden müssen. Die Digitalisierung eröffnet 
eine Riesenchance, die Lasten ganz anders zu ver-
teilen bzw. zu ergänzen. Was bleibt uns denn, wenn 
diese beiden Faktoren nicht mehr weiter ausgebrei-
tet werden? Der eine ist tatsächlich nicht mehr da, 
und der andere hängt aus verschiedenen Gründen 
auch ein bisschen. Was sind denn Ihre Ideen vom 
VKU? Wie wollen Sie damit umgehen? Was wären 
Ihre Wünsche an den Freistaat?

Abg. Sandro Kirchner (CSU): Herr Vorsitzender, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, sehr geehr-
te Damen und Herren! Vielleicht eine kleine politi-
sche Note an Herrn Glauber, dann höre ich auf mit 
politischen Aussagen. Ich habe es im Plenum schon 
einmal gesagt: Spannend wird es dann, wenn die 
FREIEN WÄHLER Position beziehen und die Akteu-
re vor Ort im Ostallgäu eine andere Auffassung ver-
treten und gegen die Windkraft agieren. Das sollte 
aber nur zur Einordnung der Diskussion dienen.

Ich möchte zwei Feststellungen machen, was 
Baden-Württemberg betrifft. Sie haben gesagt, dass 
in diesem Land der Zubau im Vergleich zunimmt und 
stattfindet. Zur richtigen Darstellung gehört es aber 
auch, dass in der Vergangenheit landesplanerische 
Hürden zu einem Stau geführt haben und noch gro-
ßer Nachholbedarf besteht, den Bayern in der Ver-
gangenheit schon längst abgebaut hat. Wenn man 
die Zahlen von Windkraftanlagen in Baden-Württem-
berg und Bayern vergleicht, muss man fairerweise 
feststellen, dass Baden-Württemberg in der Vergan-
genheit gar nichts gebaut hat und nun noch einiges 
nachzuholen hat.

Zu Schleswig-Holstein möchte ich noch feststellen: 
Herr Habeck ist dort Umweltminister bzw. Stellver-
tretender Ministerpräsident. Schleswig-Holstein stellt 
für sich fest, dass die Windkraft dort ein Akzeptanz-
problem bekommt. Man denkt auch dort über Maß-
nahmen nach und nimmt eine Drosselung des Aus-
baus vor, um die Leute vor Ort nicht zu überreizen. 
Ich sage das, um einer einseitigen Betrachtungswei-
se vorzubeugen.

Herr Kamm, Sie haben für Ihren Verband einiges 
aufgezeigt. Spannend für mich ist, dass das Thema 
10 H eigentlich nur der letzte Satz Ihrer Ausführun-
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gen war und damit eine Randnotiz. Deswegen 
möchte ich nachfragen: Könnte es sein, dass die 
Windkraftbranche, speziell in Bayern, vor ganz an-
deren Herausforderungen steht und für sie weniger 
die 10-H-Regelung der Stolperstein ist?

Sie haben selber angedeutet, dass der Binnen-
standort Bayern bei der Windhöffigkeit ganz andere 
Bedingungen für Windkraftanlagen aufweist und 
damit auch andere Voraussetzungen herrschen. Die 
Standorte hier weisen im Vergleich mit anderen Bun-
desländern eher mäßigen Wind auf. Sie haben von 
höheren Windrädern gesprochen, dass irgendwann 
einmal 260 Meter erreicht werden könnten. Das 
würde bedeuten, dass sie im Wettbewerb noch mehr 
Nachteile haben, weil ein größeres Windrad bei der 
Erstellung viel mehr Kosten verursacht. Sie sagen, 
aufgrund der topografischen Voraussetzungen in 
Bayern würden hier keine großen Windparks, son-
dern eher kleine Windparks gebaut. Für mich als 
Laie ist einfach nachzuvollziehen, dass in Bayern 
aufgrund dieser Voraussetzung eine Windkraftanla-
ge generell teurer ist als anderswo, wo niedrige 
Windräder bei einer höheren Windhöffigkeit gebaut 
werden können. Die Erstellungskosten sind in Bay-
ern doch viel, viel höher als anderswo.

Sie haben angesprochen, dass die Vergabe natür-
lich eine Herausforderung mit sich bringt und die 
Windkraft am Standort Bayern dadurch einen Nach-
teil hat. Die Änderung der Einspeisevergütung im 
EEG zum August 2017 haben Sie nicht angespro-
chen. Aufgrund der gesamten Rahmenbedingungen 
wird es wiederum unattraktiver, in Bayern ein Wind-
rad zu bauen. Können Sie bestätigen, dass Sie vor 
diesen Herausforderungen stehen und aufgrund 
dessen Bayern einen Standortnachteil gegenüber 
anderen Bundesländern und anderen Projekten in 
anderen Bundesländern hat? Das wäre die eine 
Frage.

Mich würde auch die installierte Windkraftleistung in-
teressieren und welche Leistung tatsächlich erzeugt 
wird. Daran könnte man erkennen, was der Zubau 
von Anlagen in Bayern tatsächlich bringt. Der Volks-
mund fragt sich: Wie viele Windräder stehen eigent-
lich still und tragen nichts zur Energieversorgung 
bei?

Ich komme ebenfalls aus der Kommunalpolitik. Es 
ist unsere Aufgabe, die Akzeptanz der erneuerbaren 
Energien zu fördern. Es kann doch nicht sein, dass 
man Menschen, die Eigentum haben, die eine Le-
bensleistung erbracht haben, die sich dazu entschie-
den haben, an einem Ort zu leben, so diskreditiert 
und an den Pranger stellt, indem man sagt, die 
müssten sich als Protestführer oder Protestgegner 

verwirklichen. Ich erwarte mir mehr Respekt vor dem 
Eigentum und diesen Menschen. Ich würde Ihnen 
empfehlen, mehr auf der Akzeptanzseite zu arbei-
ten, als Menschen an den Pranger zu stellen. Sol-
che Äußerungen zeigen mir, dass es genau richtig 
war, die 10-H-Regelung einzuführen, damit Sensibili-
sierung und Fürsorge stattfinden können.

Ich komme aus Unterfranken und bin völlig unver-
dächtig, weil in Unterfranken sehr viel für die Wind-
kraft passiert ist und dort Anlagen entstanden sind. 
Eine Gemeinde in meinem Stimmkreis hat den Weg 
wie Herr Thürauf beschritten. Auch dort wurde eine 
Bauleitplanung realisiert, und man hat keine Proble-
me festgestellt. Die Behauptung, die 10-H-Regelung 
sei alleine für die rückläufige Windkraft in Bayern 
verantwortlich, stimmt einfach nicht. Umgekehrt 
müsste ich fragen: Was tun Sie vor Ort – Sie sind in 
Ihrem Geschäftsmodell etwas anders aufgestellt –, 
um die Menschen zu sensibilisieren und zu begeis-
tern, um Ihre Projekte umsetzen zu können? Irgend-
wie habe ich das Gefühl, dass man sich dahinter 
versteckt und sagt: Der Bürgermeister will nicht, die 
böse bayerische Politik hat es verhindert, ich komme 
nicht mehr weiter.

Ich habe eine interessante Zahl aufgeschnappt. Auf-
grund der neuen Ausschreibemethoden wird 2019 
der Zubau von Windkraftanlagen bundesweit rück-
läufig sein. Sehen Sie da einen Zusammenhang mit 
der 10-H-Regelung, oder ist das eher dadurch be-
dingt, dass andere Rahmenbedingungen herr-
schen?

Was will ich damit sagen? – Ich versuche, Ihre Aus-
sage, dass der Rückgang des Zubaus von Wind-
kraftanlagen allein auf die 10-H-Regelung zurückzu-
führen ist, zu entkräften. Ich stelle fest, dass viele 
andere Rahmenbedingungen einhergehen, sodass 
der Zubau nicht mehr in der gewohnten Form oder 
wie aus unternehmerischer Sicht wünschenswert 
stattfindet.

Mir wäre es wichtig, dass Sie ausdrücklich sagen, 
warum für Sie die 10-H-Regelung das Problem der 
Branche darstellt oder ob es doch andere Ursachen 
gibt. Diese Antwort möchte ich von Ihnen.

Abg. Bernhard Roos (SPD): Ich verzichte auf jedes 
Koreferat. Meine Fragen richten sich insbesondere 
an Herrn Braun und Herrn Kamm.

Erste Frage: Zubau in Bayern mit dem Aspekt 
Power to Liquid und Power to Gas. Bei der Windhöf-
figkeit in Bayern muss man natürlich differenzieren. 
Gibt es aus Ihrer Sicht in Bayern Regionen, in denen 
sich eine solche Anlage großindustriell rentieren 
würde?
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Herr Kirchner hat ganz interessante Aspekte aufge-
zeigt, indem er gesagt hat, der Bau eines großen 
Windrades sei viel teurer. Mein lieber Kollege, dabei 
ist aber der Koeffizient aus der erbrachten Leistung 
und den Kosten das Interessante, also nicht, wie viel 
das Windrad kostet, sondern was dabei heraus-
kommt. Gibt es Grenzkosten, dass man sagt, ab 
einer theoretischen Höhe von 250, 300, 450 Metern 
wird es unrentabel? Oder kann man das extrapolie-
ren?

Abg. Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): Im jetzi-
gen 10-H-Verfahren sind Sie in die Bauleitplanung 
gegangen, Herr Thürauf. Können Sie die Zahl nen-
nen, was es die Gemeinde gekostet hat, diese Bau-
leitplanung auf den Weg zu bringen?

Herr Paulus, durch die Drehung – sage ich einmal – 
in den Regionalplänen hatten wir die Chance, über 
das BImsch-Verfahren Bebauung zu realisieren. 
Wenn Sie in solch ein Projekt gehen – 10 H –, wel-
ches Vorinvest haben Sie zusammen mit der Ge-
meinde? Können Sie die Investition auf der Pla-
nungsseite benennen, um eventuell ein Baurecht zu 
erlangen?

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Ich habe auch 
noch ein, zwei Fragen. Wir machen es so, dass Sie 
dann antworten und zusammenfassend vielleicht 
noch kurz ein Fazit ziehen.

Herr Kamm, der Hinweis auf Importe aus Russland 
ist interessant. Würden Sie erstens zugestehen, 
dass der Import von Windstrom aus Schleswig-Hol-
stein und Mecklenburg-Vorpommern politisch doch 
anders zu qualifizieren ist als der Import von Energie 
aus Russland?

Würden Sie zweitens zugestehen, dass Ihr Vortrag 
den Eindruck erweckt hat, die Reduzierung der Zah-
len gehe monokausal auf die 10-H-Regelung zu-
rück? Würden Sie vielleicht die anderen Bedingun-
gen noch nennen, die sich seit 2014 zulasten der 
Windkraft verändert haben?

Würden Sie drittens zugestehen, dass das Energie-
programm der Staatsregierung von 2011 im Jahr 
2015 fortgeschrieben wurde und dass darin das Ziel, 
dass der Strom, der in Bayern verbraucht wird, auch 
im Lande erzeugt werden kann, nicht enthalten ist, 
sondern dass dort aufgrund der Zahlen, die sich in 
der Zwischenzeit ergeben haben, von einer Import-
quote – Import heißt also, auch aus anderen Län-
dern – von etwa 40 % ausgegangen ist? Das Ziel 
der Autarkie in der Stromerzeugung gibt es nicht 
mehr; es ist formuliert worden – das bestreite ich 

nicht –, aber das gibt es nicht mehr. Damit ergeben 
sich natürlich andere Blickwinkel.

Herr Paulus war noch nicht dran. Sie dürfen gleich 
antworten.

Stefan Paulus (Wust - Wind & Sonne GmbH): Ich 
freue mich, dass ich zusammen mit Herrn Thürauf 
hier sein kann.

Man darf kein falsches Bild gewinnen. Das Projekt, 
in allen Ehren, ist natürlich vorbildlich gelaufen. Das 
kann ich an die Gemeinde zurückgeben. Wir haben 
dabei immer alle Unterstützung gehabt. Wir haben 
im Vorfeld viele Informationsveranstaltungen ge-
macht, was wir im Übrigen bei allen unseren bisheri-
gen Projekten, in Summe 35 Bürgerwindparks in 
Bayern, getan haben. Wir haben die Unterstützung 
vom Herrn Bürgermeister und den Gemeinderäten 
gehabt. Die sind mit rausgegangen und haben den 
Leuten erklärt, was es für die Gemeinde bedeutet, 
Windenergieanlagen in der Gemeinde zu bauen.

Das darf aber auch nicht darüber hinwegtäuschen, 
wie es Herr Thürauf schon gesagt hat: Wenn dort ei-
nige Leute aufgestanden wären und gesagt hätten, 
das wollen wir auf keinen Fall in unserer Gemeinde, 
hätte die Gemeinde die Bauleitplanung sicherlich 
nicht begonnen. Das hat Herr Thürauf bestätigt. Das 
ist auch unsere Erfahrung. Wir haben in den letzten 
beiden Jahren, als 10 H richtig Wirkung gezeigt hat 
– 2014 haben Sie es eingeführt, 2015 hat es richtig 
durchgeschlagen –, acht konkrete Projekte begon-
nen. Drei dieser acht Projekte wurden schon nach 
der ersten Bürgerinformationsveranstaltung been-
det. Man hat gewisse Widerstände festgestellt, und 
der Gemeinderat hat sich sehr schnell dagegen ent-
schieden, in eine Bauleitplanung einzusteigen.

Bei zwei Projekten ist man in die Bauleitplanung ein-
gestiegen. Bei dem Projekt in Grettstadt in Unter-
franken ist man bis zur zweiten Anhörung gekom-
men und hat nach der zweiten öffentlichen 
Auslegung im Bauleitplanverfahren die Planungen 
eingestellt. Bei einem weiteren Projekt in Wache-
nroth in Mittelfranken wurden die Planungen in die-
ser späten Phase aufgrund von Widerständen der 
Bürger und von Stellungnahmen in den Bauleitplan-
verfahren eingestellt. Die Gemeinde hat sich ein 
Stück weit von den ganzen Fachthemen, die da ein-
gebracht werden, überfordert gefühlt. Die landen 
dann nämlich nicht mehr bei der Immissionsschutz-
behörde, sondern in den Gemeindeverwaltungen.

Wir haben ein Bauleitplanverfahren in der Stadt Lan-
genzenn zum Abschluss gebracht. Dieses wurde, 
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obwohl 2011 ein kommunaler Konsens zwischen 
vier Gemeinden gefunden wurde, auf einer Hochflä-
che die Windenergie zu entwickeln, von zwei Nach-
bargemeinden beklagt. Wir hatten dann ein Klage-
verfahren. Das hat zu massiven Schwierigkeiten im 
weiteren Bauablauf und im Investitionsprozess ge-
führt. Wir konnten schlussendlich bauen. Sie wissen 
vielleicht, welche Unsicherheit dann in solchen Pro-
jekten steckt.

Und wir hatten das Projekt Neuhof, das wirklich – 
das sage ich einmal so – "aalglatt" durchgelaufen 
ist. Aber das spiegelt nicht wider, wie die Windkraft 
in Bayern im Moment draußen gesehen wird und 
wie wir sie als Unternehmen sehen.

Ich bin ganz ehrlich: Wir haben die 10-H-Regelung 
kritisch gesehen. Wir haben nach 2014 gedacht, für 
unser Geschäftsmodell, nämlich ausschließlich Bür-
gerwindparks – wir haben 5.000 Bürger in circa 
25 Gemeinden in Bayern – dürfte es trotzdem mög-
lich sein, Windenergie zu entwickeln. Wir sind vom 
Gegenteil belehrt worden. Es ist eben nicht mehr 
möglich. Wir haben Stand heute ein einziges Pro-
jekt, das wir zu entwickeln versuchen, was aber 
auch sehr schwierig ist, weil die Kommune sich mit 
der Bauleitplanung extrem schwertut. Wir haben in 
diesem Jahr noch Altprojekte realisieren können. 
Wir werden im nächsten Jahr keine Projekte realisie-
ren. Ich glaube, das spiegelt auch das wider, was 
Herr Kamm gerade gesagt hat. Als Windkraftplaner 
würde ich sagen: Von vier Genehmigungsanträgen 
wird in heutiger Zeit ein Projekt genehmigt, und das 
ist dann der Zubau, den wir in Zukunft in Bayern 
haben werden. Das kann nicht ausreichen, um un-
sere Branche in Bayern am Leben zu erhalten.

Was wichtig ist: Wir haben in der Gemeinde 
Markt Erlbach in Mittelfranken, wo unser Unterneh-
men herkommt, 15 hochwertige Arbeitsplätze im 
ländlichen Raum geschaffen. Diese 15 Arbeitsplätze 
sind davon abhängig, dass wir neue Projekte gene-
rieren und umsetzen können. Das ist im Moment 
nicht mehr der Fall.

Dann darf ich noch auf die Frage der Vorlaufkosten 
eingehen. Sie nehmen es mir nicht übel, Herr Thü-
rauf, wenn ich diese Frage beantworte. Auf die Ge-
meinde sind keine externen Kosten zugekommen, 
was das Bauleitplanverfahren angeht. Das hat natür-
lich der Vorhabenträger übernommen. Die Bürger-
windenergie Neuhof musste später die Kosten im 
Rahmen der Gesamtinvestition tragen. Heutzutage 
kann man mit der Bauleitplanung von Vorlaufkosten 
in der Größenordnung zwischen 100.000 und 
300.000 Euro sprechen. Ein großer Kostenblock 
sind immer die naturschutzfachlichen Untersuchun-

gen und sonstige Gutachten, die mannigfaltig ange-
fertigt werden müssen, um überhaupt ins Genehmi-
gungsverfahren einzusteigen.

SV Raimund Kamm: Herr Vorsitzender und Herr 
Kirchner, Sie haben gefragt, ob das monokausal sei. 
– Das ist es natürlich nicht. Dazu habe ich meine 
Ausführungen gemacht. Ich habe dann auch den 
Vergleich zu Baden-Württemberg angesprochen. Sie 
haben natürlich recht: Sie wissen, was sich in 
Baden-Württemberg politisch verändert hat. Bis 
2011 wurde der Windkraftausbau verteufelt und kam 
nicht voran. 2011 gab es eine neue Regierung. Jetzt 
gab es nochmals eine neue Regierung. Die grün-
rote wie die grün-schwarze Regierung haben sich 
zum Windkraftausbau bekannt und ihn vorangetrie-
ben. In den sechs Jahren seit 2011 ist viel vorange-
gangen.

Ich habe dargelegt: Unser Problem in Bayern wer-
den auch die Ausschreibungen sein. Ich appelliere 
an Sie als Vertreter der CSU, in Berlin tätig zu wer-
den, damit die Regeln geändert werden. Das muss 
unsere gemeinsame Aufgabe sein. Dass wir mo-
mentan keine Genehmigungsanträge mehr haben, 
ist auf 10 H zurückzuführen, weil es nicht mehr ge-
lingt, Projekte vor Ort auf den Weg zu bringen. Es 
gibt zwar Ausnahmen, aber nur vier Genehmigungs-
anträge heute gegenüber 400 Anträgen in der Ver-
gangenheit zeigen, dass es vor Ort nicht mehr funk-
tioniert. Ich habe die Mechanismen beschrieben. 
Früher war noch eine andere Stimmung in den Ge-
meinden.

Ich möchte an die Bayerische Verfassung erinnern. 
In der Stellungnahme von Herrn Braun vom Verband 
kommunaler Unternehmen steht das ebenfalls. Nach 
der Verfassung ist die Energieversorgung eine Auf-
gabe der Kommunen. In den Jahrzehnten zuvor 
ging das immer mehr Richtung Bayernwerk und an-
deren. Es wäre gut, wenn unsere Kommunen wieder 
viel mehr Möglichkeiten dazu hätten und diese auch 
wahrnehmen würden. Wir haben Jahrzehnte hinter 
uns, in denen die Energieversorgung unter der Erde 
lag, wie es Prof. Sterner aus Regensburg salopp ge-
nannt hat. Die Kohle kam aus dem Boden, Uran 
kam von irgendwoher. Die Energieversorgung war 
nicht mehr sichtbar. Windkraftanlagen machen die 
Energieversorgung im täglichen Umfeld wieder 
sichtbar, genauso wie PV-Anlagen. Das erfordert po-
litische Unterstützung und Erklärung. Durch den 10-
H-Prozess und den damit verbundenen psychologi-
schen Prozess wurde das so schwergemacht. Die 
Menschen begreifen 10 H als Schutzabstand, nicht 
als planungsrechtliches Regime.
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Nach meinen Erfahrungen mit den Kommunen 
schätze ich es genauso ein wie Herr Thürauf, dass 
ganz wenige Bürgermeister diesen Weg überhaupt 
noch gehen wollen. In der Gemeinde Berg am 
Starnberger See sind vier Anlagen mit starker Unter-
stützung des Gemeinderats, des Bürgermeisters 
und des Landrats gebaut worden, gegen den Wider-
stand von ganz oben. Der Bürgermeister hat sich 
dafür stark gemacht. Wenn der mir erzählt, was er in 
der Auseinandersetzung alles erlebt hat, und erklärt, 
dass er nur solchen Bürgermeistern empfiehlt, die-
sen Weg zu gehen, die ihre Wiederwahl schon hin-
ter sich haben, ist das hart. Es ist schön, dass es 
auch andere Beispiele gibt. Ähnlich bezeichnete es 
Herr Karg aus dem Landkreis Landsberg am Lech, 
der das in Fuchstal gemacht hat. Mein Verband hat 
die Erfahrung gemacht, dass eine Stimmung ent-
standen ist, die es im Gemeinderat, im Bürgermeis-
teramt nicht mehr genehm erscheinen lässt, sich 
überhaupt auf diesen Weg zu begeben. Ich könnte 
noch einige Beispiele dafür bringen.

Sie sagten, die Windräder würden stehen. Ich muss 
mit einer Legende, die in ganz Süddeutschland oder 
wo auch immer wabert, aufräumen: Die Windräder 
bei uns haben derzeit eine Verfügbarkeit von 98 
oder 99 %, wenn der Wind weht. Die Ausfallquote ist 
sehr gering. Wenn Wind weht, laufen sie auch. Wir 
müssen – das ist die Legende – in Bayern oder in 
Baden-Württemberg so gut wie nie ein Windrad 
wegen Netzengpässen abregeln.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Kann man das 
einmal in Jahresstunden benennen, nicht als Pro-
zentzahl, wenn Wind weht? Ich frage einmal Herrn 
Paulus: Wie viele Stunden im Jahr produziert Ihr 
Windrad Strom?

Stefan Paulus (Wust - Wind & Sonne GmbH): Wir 
haben in der Regel eine Verfügbarkeit größer 98 %. 
Das bedeutet im Umkehrschluss, an zwölf Tagen 
können die Anlagen stehen, weil sie technisch nicht 
funktionieren. Wir hören die Frage "Warum stehen 
die Windräder?" in jeder Bürgerversammlung. Die 
Windräder stehen, weil kein Wind weht. Ich muss 
aber nachschieben: Modernste Anlagentechnik – 
diese Erfahrung machen wir auch in Neuhof – macht 
es mit großen Rotordurchmessern auch bei sehr 
niedrigen Windgeschwindigkeiten, wie wir sie in 
Bayern haben – Herr Kamm nennt es immer Leicht-
wind –, möglich, Strom zu produzieren. Man darf 
eben nicht den Fehler machen, Anlagen nach den 
Volllaststunden zu bewerten. Dafür kämpfen wir seit 
Jahren. Für uns ist entscheidend, welchen Ertrag 
eine Anlage an einem Standort über einen bestimm-
ten Zeitraum erbringt, nicht die Maximalleistung. Bei 

modernen Anlagen wären das 12 Millionen Kilowatt-
stunden.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Herr Paulus, wir 
wollen das jetzt nicht betriebswirtschaftlich beleuch-
ten, sondern von der Versorgungssicherheit her. 
Wenn Sie sagen, zu 98 % der Zeit, in der Wind 
weht, dreht sich das Rad, ist das ein Datum. Ich 
möchte aber wissen, wie viele Stunden pro Jahr sich 
das Windrad dreht. Ein Jahr hat rund 8.800 Stun-
den. Sie können sicherlich einen Durchschnittswert 
nennen, wie viele Stunden pro Jahr sich das Wind-
rad dreht. Für die Versorgungssicherheit ist das ein 
wichtiges Datum.

SV Raimund Kamm: Herr Huber, das wird immer 
mit Volllaststunden ausgedrückt. Alle Teillaststunden 
werden zu Volllaststunden addiert. Früher lagen wir 
in Bayern bei 1.400 bis 1.500 Volllaststunden. Durch 
die Anlagen mit höheren Türmen und längeren Flü-
geln sind wir heute bei deutlich über 2.000 Volllast-
stunden. Es ist ein Unterschied, ob ein Windrad mit 
einer Leistung von 200 Kilowatt Strom erzeugt oder 
mit 4.000 Kilowatt. Windräder und die Versorgungs-
sicherheit, die wir in Zukunft über erneuerbare Ener-
gien haben wollen, funktionieren im Mix. Im Winter 
werden die Windräder viel Strom produzieren, im 
Sommer weniger. Bei der Photovoltaik ist es genau 
umgekehrt. Im Mix ergänzt sich das wunderbar.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Sie können mir 
jede Zahl erklären; dagegen habe ich gar nichts. Mir 
ging es darum, die Zahl einmal zu hören. Dann dür-
fen Sie sie interpretieren. Ich will nur deutlich ma-
chen, warum ich danach gefragt habe. – Sie waren 
aber noch nicht so weit?

SV Raimund Kamm: Ich glaube, Herr Kirchner, das 
waren die Punkte. Sie haben gefragt – und das hat 
auch Herr Huber angesprochen –, ob es nur 10 H 
ist. Ich glaube, ich muss das noch einmal darstellen. 
Ich erwähne die Ausschreibung und die damit ver-
bundenen Probleme. Ich will auch erwähnen – wem 
sei es geklagt? –, welch hohen bürokratischen Auf-
wand wir mittlerweile haben. Vor vier Jahren hieß es 
einmal: Vom Antrag bis zur Genehmigung vergehen 
drei Monate. Wir sind jetzt bei zwei, drei Jahren. Die 
Genehmigungsverfahren enthalten grausame Schi-
kanen. Es würde sich lohnen, miteinander und ohne 
Eifer zu überlegen, wie wir das verbessern können. 
Gerade was bei den Naturschutzgutachten passiert, 
ist teilweise abenteuerlich. Wir beziehen uns auf Er-
kenntnisse aus Norddeutschland, obwohl wir das in 
Süddeutschland eigentlich anders betrachten müss-
ten.
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Herr Huber, natürlich unterscheide ich zwischen 
einem Windstromimport aus Ostdeutschland und 
Norddeutschland und Gasimporten aus Russland. 
Aus meiner Sicht ist es kein sinnvolles Ziel, auch 
nicht aus Sicht der Windkraftbranche, für Bayern die 
Autarkie so zu proklamieren. In das CSU-Wahlpro-
gramm für diese Wahlperiode wurde hineingeschrie-
ben: Etwa der Strom, der im Land verbraucht wird, 
soll auch im Land erzeugt werden. Das hat etwas 
mit Versorgungssicherheit und mit Wertschöpfung 
vor Ort zu tun. Wir brauchen den Austausch. Das 
waren meine Ausführungen zur Wetterabhängigkeit. 
Ich mache auch nicht so ohne Weiteres auf – das 
habe ich bis vor fünf Jahren noch geglaubt –, dass 
wir mit Windrädern in Bayern Stromleitungen erset-
zen könnten. Die Rechnung geht so einfach nicht 
auf.

Herr Roos hat gefragt, wie hoch die Anlagen noch 
werden können. Ich habe vor drei, vier Jahren hier 
im Landtag eine Stunde erlebt, in der ich blass ge-
worden bin. Mein Verband hat einen parlamentari-
schen Abend veranstaltet. Herr Bögl jun. von der 
Firma Max Bögl, immerhin Bayerns größter Baufir-
ma, war anwesend. Herr Bögl jun. schwelgte darin, 
was technisch möglich ist. Die Anlagen wurden 
immer höher und höher. Das war die Zeit, in der 
Herr Huber und einige CSU-Kollegen Sorge wegen 
der hohen Türme hatten.

Ich bin Ökonom, kein Ingenieur. Auch ich stelle 
diese Frage immer wieder. Dann antwortet man mir: 
Das ist etwa so wie bei Hochhäusern. Ein Hochhaus 
3.000 Meter hoch zu bauen ergäbe keinen Sinn, 
selbst wenn es technisch möglich wäre, weil die un-
teren Etagen nur noch für Aufzugschächte und Ähn-
liches gebraucht würden. Dabei gibt es ein Opti-
mum, das man sinnvollerweise nicht überschreitet. 
Das ist bei Windrädern ganz ähnlich. Die Frage, ob 
300 Meter hohe Windräder technisch denkbar sind, 
werden Techniker vermutlich bejahen; ob sie wirt-
schaftlich sinnvoll sind – das erfordert insgesamt 
eine andere Statik –, ist eine andere Frage. Ob wir 
sie politisch wollen, weiß ich nicht. Wenn ich Wind-
kraftanlagen betrachte, frage ich mich, ob ich diesen 
Anblick will. Im Hinterkopf habe ich den Gedanken, 
dass diese Anlagen Braunkohlekraftwerke und 
Atomkraftwerke ersetzen, wodurch das Klima ge-
schützt wird. Ich frage mich: Will ich so hohe Anla-
gen? Ob wir 300 Meter hohe Anlagen wollen, weiß 
ich noch nicht. Mit 200 oder 230 Meter hohen Anla-
gen im Landschaftsbild habe ich mich abgefunden, 
weil ich sehe, welchen Fortschritt sie bringen. Diese 
Anlagen werden in Zukunft in Bayern 10 bis 11 Mil-
lionen Kilowattstunden Strom erzeugen. Damit könn-
te man, bilanziell betrachtet, 4.000 Elektroautos ver-
sorgen. Damit kommen wir in ganz andere 

Dimensionen. Ich spreche die Elektromobilität be-
wusst an. Wir müssen die Stromverbrauchsprogno-
sen, die wir noch vor fünf oder sechs Jahren hatten, 
gravierend verändern, weil wir durch den Klima-
schutz natürlich hin zur Elektromobilität kommen 
werden. Der dafür benötigte Strom muss erzeugt 
werden. Wir werden auch noch auf elektrische Wär-
mepumpen zu sprechen kommen – das soll heute 
aber nicht das Thema sein –, um auch Wärme zur 
Verfügung zu stellen. Ich musste mich damit abfin-
den, dass der Stromverbrauch in unserem Land 
nicht mehr sinken wird, sondern durch diese Punkte 
eher steigen wird. Windräder und PV-Anlagen sind 
hierfür sehr gute Quellen.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Herr Landrat 
Karmasin, haben wir die Kommunalpolitik mit der 
10-H-Regelung vielleicht überfordert oder über-
schätzt? Es geht nicht um Schuld; es geht um die 
objektive Wahrnehmung einer Aufgabe. Mit einem 
Flächennutzungsplan und einem Bebauungsplan ist 
es schwieriger geworden als unter der Privilegierung 
nach § 35 des Baugesetzbuches. Trifft es zu, dass 
sich viele Kommunalpolitiker fragen, ob sie sich das 
antun sollen?

SV Thomas Karmasin: Ich glaube das so nicht, 
muss das aber erläutern. Ich möchte auch auf die 
Frage von Herrn Stümpfig eingehen und auch auf 
Ihre Anmerkung, Herr Kamm. Politik zu machen 
heißt, das Richtige zu tun und es populär zu ma-
chen, hat Walter Scheel einmal gesagt. Dieser Mühe 
muss man sich auch als Kommunalpolitiker unterzie-
hen. Ich habe fünf Tage vor der letzten Landtags-
wahl eine dreistündige Diskussion mit aufgebrachten 
Windkraftgegnern geführt, weil ich ein Windrad ge-
nehmigt hatte. Das war in einem kleinen Ort. Die 
Meinungen waren relativ unversöhnlich. Bei der 
Wahl hat das aber nicht im Geringsten geschadet; 
ich habe mir die Ergebnisse in diesem Ort ange-
schaut. Es reicht den Menschen, wenn man ver-
sucht, ihnen die Dinge zu erklären.

Die Ausgangsfrage von Herrn Stümpfig war, ob wir 
mit unserer Tätigkeit im Landkreis Ängsten begeg-
nen mussten und ob es auswärtige Investoren gab, 
ob diese Angst eine Triebfeder war. Das war in der 
Tat so. Ich bin wie ein Wanderprediger durch den 
Landkreis gezogen, um für diesen Teilflächennut-
zungsplan "Wind" zu werben, aber immer vor dem 
Hintergrund, dass wir die Windkraftentwicklung im 
Landkreis, der, wie gesagt, sehr klein ist, ordnen 
wollten. Wir wollten Wildwuchs begegnen. Es ist 
richtig, dass ich in meinem Landkreis 10 H nicht ge-
braucht hätte. Bei uns war eine restriktivere Situa-
tion. Wir hatten bestimmte Vorrangflächen zugewie-
sen und damit andere ausgeschlossen. 10 H hat für 
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mich im Landkreis eigentlich keine große Rolle ge-
spielt. Was ich zuvor gesagt habe, hat sich für den 
Landkreistag auf Bayern insgesamt bezogen. Trotz-
dem gab es massive Widerstände. Es gab zum Teil 
Bürgerinitiativen, die Sorgen hatten. Von außen gab 
es natürlich eine Reihe von Anfragen privater Inves-
toren, insbesondere aber auch der Stadtwerke Mün-
chen und ähnlicher Unternehmen, die versuchen 
wollten, Windkraftanlagen zu erstellen, solange dies 
noch problemlos möglich war. Wir haben deswegen 
diesen Teilflächennutzungsplan "Wind" gemacht, um 
das zu ordnen.

Ich glaube nicht, dass man die Kommunalpolitik mit 
10 H überfordert hat. Dass es jetzt langsamer voran-
geht, mag auch daran liegen, dass man natürlich die 
unstreitigen Standorte schnell genehmigt und die 
Dinge, die strittig sind, die man mehr kommunizieren 
und diskutieren muss, mit oder ohne 10 H, jetzt in 
der politischen Diskussion sind und sich die Kommu-
nalpolitiker damit auseinandersetzen müssen. Das 
ist natürlich sehr viel mühsamer als bei einer Freiflä-
che irgendwo, wo es keinen Menschen stört, wenn 
etwas genehmigt wird. Das ist also nicht allein auf 
10 H zurückzuführen.

Die 10-H-Regelung hat aber – das will ich auch für 
meinen Landkreis sagen – die Diskussion in der Be-
völkerung beruhigt. Die Sorge, jetzt wird alles "ver-
spargelt", wurde zunächst gedämpft. Wenn man nun 
als Kommunalpolitiker auf die Menschen zugeht und 
mit intensiver Kommunikation versucht, vernünftige 
Konsensstandorte herauszuarbeiten, auch wenn 
schon Anlagen stehen, wird das deutlich einfacher.

Die Signalwirkung hin oder her – das habe ich einlei-
tend schon gesagt – mag aus sich heraus nicht zu 
einer Vervielfachung der Anlagenzahl führen. Es 
wirkt eher dämpfend, aber es beruhigt die Diskus-
sion. Die Kommunalpolitiker im Landkreis sind teil-
weise unterwegs, von mir moderiert. Wir werden 
weiterhin geeignete Standorte im Konsens auswei-
sen. Allzu viel geht bei uns allerdings nicht; das hat 
aber andere Gründe.

Eine Überforderung der Kommunalpolitiker durch 
10 H erkenne ich nicht, Herr Vorsitzender; sie sollen 
ihren Job machen. Die Motivation mag ein bisschen 
gesunken sein, weil sie natürlich sagen, wenn ich 
nicht argumentieren kann, ich ordne. Wenn ich argu-
mentieren muss, mache ich etwas, was es vielleicht 
nicht bräuchte oder was sonst vielleicht nicht käme. 
Das ist mühsamer. Ich habe schon einleitend darauf 
hingewiesen: Leichtigkeit oder Gemütlichkeit ist kein 
tragendes Ziel in der Kommunalpolitik.

Abg. Martin Stümpfig (GRÜNE): Herr Karmasin, 
noch eine ganz kurze Nachfrage: Sie haben zu 
100 % erneuerbare Energien bis 2030 als Ziel ge-
setzt. Ich finde das ganz toll. Das bräuchten wir bay-
ernweit. Ist das denn mit 10 H erreichbar? Oder an-
dersherum: Wie müsste sich die 10-H-Regelung 
ändern, damit man bei Ihnen wieder Nägel mit Köp-
fen machen kann? Das interkommunale Projekt war 
erst einmal sehr groß angelegt. Jetzt ist es ge-
schrumpft. Erreichen Sie das Ziel bis 2030?

SV Thomas Karmasin: Ich habe große Zweifel, 
dass wir dieses Ziel erreichen. Es war ein sehr ehr-
geiziges Ziel. Es war schon lange vor Fukushima 
sehr ehrgeizig. Es war als Signal gedacht, um den 
Gedanken der Energiewende auf den Weg zu brin-
gen. Wir haben das schon im Jahr 2000 beschlos-
sen. Wir haben uns auf den Weg dorthin gemacht. 
Wir werden dieses Ziel wahrscheinlich nicht errei-
chen, weil der Energieverbrauch steigt und nicht 
sinkt. Jeder kauft sich zwar einen energiesparenden 
Kühlschrank, stellt sich den alten aber für Getränke 
in den Keller. Der Stromverbrauch wird dadurch ver-
doppelt statt halbiert. Vor diesem Hintergrund habe 
ich Zweifel, dass wir dieses Ziel erreichen. Das hat 
aber mit 10 H gar nichts zu tun.

Der Landkreis ist wegen der dichten Bebauung, 
wegen der Topographie, wegen der eher geringen 
Windhöffigkeit kein Premiumstandort für die Wind-
kraft. Aber die Dinge, die wir ins Auge fassen, wer-
den an 10 H nicht scheitern. Das wird man kommu-
nalpolitisch lösen und auf den Weg bringen. Die 
Signalwirkung ist ein anderes Thema.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Herr Thürauf, 
würden Sie das für Ihre Bürgermeisterkollegen auch 
so sehen?

SV Bruno Thürauf: Zumindest würde ich das sehr 
ähnlich sehen. Ich weiß nicht, wie viele Windräder 
im Landkreis Fürstenfeldbruck entstehen können.

SV Thomas Karmasin: Bei realistischer Betrach-
tung werden es 10, 15 sein. Jetzt sind es 2.

SV Bruno Thürauf: Herr Stümpfig, Sie kennen un-
sere Gegend. Dort ist es natürlich etwas ganz Ande-
res. Wenn Sie nachts von oben schauen, sind es im 
Ansbacher Bereich bis hinein nach Uffenheim um 
die 70 Anlagen. Eine neue Umsetzung ist da ein 
Stück weit schwieriger. Herr Stümpfig, Sie haben die 
Frage gestellt, inwieweit beim Zonierungskonzept, 
das wir in Mittelfranken gemacht haben, Widerstän-
de auftauchen. Ich glaube, das wissen wir beide: 
Das sind oft sehr weit oben angesiedelte Planun-
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gen, die nicht unbedingt bis zum Bürger durchdrin-
gen. Herr Paulus hat mir gesagt, sie waren in einem 
anderen Verfahren schon sehr weit, und irgendwann 
hat sich Widerstand formiert. Zonierung ist in der 
Bevölkerung draußen noch kein Thema gewesen. 
Jeder Bürgermeister hat das registriert und gemeint, 
jetzt muss man abwarten, was passiert. Auch ich will 
hier nicht als Gegner der 10-H-Regelung auftreten. 
Man muss aber einfach sehen, dass das für die Ver-
antwortlichen draußen – das sind nicht lauter Bür-
germeister oder Gemeinderäte, die sich nichts zu-
trauen – ein Stück weit eine komfortable Einrichtung 
war. Sie können das jetzt ganz entscheiden. Wie 
das im Vorfeld war, darauf will ich jetzt nicht näher 
eingehen. Das ist teilweise schon etwas kompliziert.

Ich würde mir persönlich wünschen – ich war auch 
einer, der eher gebremst hat –, man würde das häu-
figer einmal angehen. Herr Roos hat gefragt, wie 
man die Gemeinden unterstützen könnte. Ich habe 
das nicht nur so verstanden, dass man sagt, man 
schafft 10 H ab, und dann ist alles wieder einfacher. 
Wo wäre der Zwischenweg, um das alles wieder 
reizvoller zu machen? In meinem Landkreis ist mit 
57 Anlagen einiges entstanden. Wenn man überall 
in Bayern ein Viertel davon realisieren könnte, 
wären vielleicht viele Probleme gelöst.

SV Gunnar Braun: Ich möchte zunächst bei den 
versunkenen Kosten einsteigen, die ich in meiner 
Stellungnahme genannt habe. Wir haben gerade 
schon Zahlen von Herrn Paulus gehört. Das spiegelt 
ungefähr das wider, was ich gesagt bekomme: fünf- 
bis sechsstellige Beträge. Das ist im Einzelfall anzu-
schauen, weil das natürlich variiert, je nachdem, wie 
aufwendig das Prozedere vor Ort ist.

Es geht dabei aber nicht alleine um Kosten, sondern 
auch um die Frage: Sind wir eigentlich in der Lage, 
in Bayern mit der Windkraft umzugehen? Man baut 
Personal und Kompetenz auf. Selbst wenn intern 
nicht alle Prozesse in einem Stadtwerk abgebildet 
werden, braucht man Leute, die mit Planern, mit 
Projektierern umgehen. Dieses Know-how zu schaf-
fen, ist ein Weg. Es wird konkret wieder abgebaut. 
Ich habe im Ohr, dass man in Bayern gerne Unter-
nehmen hat, die "Bayern" im Namen führen. Es gibt 
ein Unternehmen, das "Bayern Wind" heißt. Das 
wird es künftig nicht mehr geben.

Tatsächlich nutzbarer Raum in Bayern: Was kann 
man da aus Sicht des Freistaates tun, Frau Koh-
nen? – Ich möchte an die Anhörung von 2014 erin-
nern. Wir haben darüber diskutiert, was die Rolle 
des Bischofs und was die Rolle des Pfarrers ist. Ich 
möchte daran anknüpfen. Natürlich ist es etwas 

schwierig, wenn der Pfarrer vor Ort etwas umsetzen 
soll, was der Bischof nicht möchte.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Wobei wir alle 
nicht gesegnet und geweiht sind.

SV Gunnar Braun: Herr Huber, ich habe lange 
überlegt, aber jetzt muss ich es doch zitieren. Es 
gibt gewisse Leute, die sprechen von Fröschen in 
Sümpfen. Ich habe in den Aussagen von Unterneh-
men, die in die Sitzungen von Entscheidungsgremi-
en gegangen sind, Kommentare gehört wie diesen: 
Dort gehe ich mit meinem Hund spazieren. Solche 
Kommentare führen dann dazu, dass die Debatte 
über weitere Überlegungen zur Windkraft beendet 
werden. Vor der 10-H-Regelung waren solche Kom-
mentare nicht so einfach anzubringen. Das wird mir 
aus verschiedenen Ecken gespiegelt. Ich sage viel-
leicht so viel zu der Frage, welche Aufgaben die 
Kommunalpolitik wahrnehmen muss. Natürlich kann 
ein Kommunalpolitiker alles. Es ist aber eine Aufga-
be, die neben vielen anderen steht. Man kann 
schlecht einen Masterplan haben wollen, dann aber 
nur einen Teil der Verantwortlichen heranziehen. – 
Ihre Bemerkung hat das herausgefordert.

Wir können durchaus mehr tun mit den Windstütz-
punkten. Ich habe schon im Windforum im Wirt-
schaftsministerium angeregt, dort noch mehr Kom-
petenz aufzubauen und Netzwerke zu knüpfen, die 
in die Kommunen hineinreichen. So etwas wird na-
türlich nicht sofort ohne Weiteres angenommen.

Bezüglich der rechtlichen Fragen habe ich auch 
schon mit den kommunalen Spitzenverbänden ge-
sprochen. Die schlagen normalerweise auf, wenn 
man etwas tun möchte. Damit sind wir bei der ent-
scheidenden Frage. Sie schlagen aber nicht auf. 
Wenn es ernsthaft ein Interesse in den Kommunen 
gäbe, sich aktiv mit der Bauleitplanung zu beschäfti-
gen, dann hätten die kommunalen Spitzenverbände 
diese Fragen auf dem Tisch. Das ist aber nicht der 
Fall – oder nur sehr rudimentär, um das "nicht" nicht 
so absolut stehen zu lassen. Wie gehen wir damit 
um? – Man muss den Bürgermeister vor Ort darin 
unterstützen, dass er das auch will, und zwar nicht 
nur dann, wenn er gerade neu gewählt worden ist. 
Sonst haben wir wieder einen "Schweinezyklus". 
Dann sind wir wieder beim Bild vom Bischof und 
dem Pfarrer.

Was kann man tun? – Um den nutzbaren Raum zu 
erweitern, kann man überlegen, welche Ziffer vor 
dem "H" steht. Steht dort 10, steht dort 8 oder steht 
dort 5? Das könnte man durchaus überlegen. Ich will 
es einmal dabei belassen. Planungsfragen sind 
nicht in erster Linie mein Beritt. Sie spielen in unse-
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ren Unternehmen aber mit eine Rolle, um überhaupt 
voranzukommen.

Sie haben danach gefragt, wie wir damit umgehen, 
wenn wir in einem stärker dezentral subsidiär aufge-
bauten Energiesystem, das technisch bedingt 
kommt, ohne die Windkraft in Bayern agieren wol-
len. Das heißt, dass wir in Zukunft auf ein Element 
verzichten, die Dinge zu steuern und aufzusetzen.

Ich möchte auf Ihre Frage eingehen, Herr Kirchner, 
Sie haben es noch verstärkt, Herr Huber, hinsichtlich 
gesicherter Erzeugung. Sie verknüpfen damit ge-
danklich die Versorgungssicherheit. Ich glaube, vom 
Bild der gesicherten Erzeugung im Kraftwerk werden 
wir uns verabschieden müssen. Dieses Bild passt 
vielleicht zum Kohlekraftwerk. Aber auch hinter 
einem Kohlekraftwerk liegt ein Haufen Kohle. Wenn 
der Kohleberg nicht vorhanden ist, ist die Erzeugung 
auch nicht gesichert. Das heißt, es geht um den 
Speicher. Den Speicher haben wir bei der Windkraft 
und bei der Photovoltaik aber nicht. Das heißt, der 
Speicher muss an anderer Stelle im System vorge-
halten werden. Die Forderung, dass die Versor-
gungssicherheit nach der Standortlogik erfüllt wird, 
passt nicht in das neue Bild. An verschiedenen Stel-
len diskutieren wir das intensiv. Das ist im Bundes-
wirtschaftsministerium aufgesetzt. Wir werden im Ja-
nuar dazu Veranstaltungen in Bayern machen. Die 
Diskussion läuft. Damit müssen wir uns arrangieren, 
und damit müssen wir umgehen. Man kann natürlich 
sagen: Das wollen wir nicht. Dann muss man aber 
einige andere Fragen beantworten, die Herr Kamm 
mit dem Stichwort Klimaschutz usw. angerissen hat.

Man muss auch die Kosten betrachten. Photovoltaik 
und Wind sind nicht allein auf Deutschland begrenzt, 
sondern werden weltweit genutzt. Damit sind wir bei 
den Standortfragen. Fragen Sie einmal, wo die ener-
gieintensiven Unternehmen heute schon hingehen 
und wo sie perspektivisch hingehen. – Sie gehen 
dorthin, wo Wasserkraft günstig zur Verfügung steht. 
Sie werden perspektivisch dorthin gehen, wo erneu-
erbare Energien günstig vorhanden sind.

Was sollte man also tun? – Wir müssen die Gesamt-
sicht stärker in den Mittelpunkt rücken. Da ist meine 
konkrete Bitte im Augenblick, die ich an das Wirt-
schaftsministerium herantrage, die Forderung gesi-
cherter Leistung einer Windkraftanlage nicht auf-
rechtzuerhalten. Die Investition in den Speicher am 
Fuß der Windkraftanlage gehört dort nicht hin. Das 
ist an anderer Stelle im System besser geeignet. 
Das gilt sowohl für die Stromflüsse als auch für die 
Auslastung einer solchen Anlage. Dahinter steckt 
wieder eine Ressourcenfrage. In Baden-Württem-

berg wird gerade eine Windkraftanlage aufgestellt, 
die im Fuß einen Wasserspeicher hat. Man kann 
damit beides zusammenfügen. Die Systemverfüg-
barkeit muss aber eingebettet sein in die Netzlogik 
bzw. die Logik vor Ort.

Die Frage nach den Grenzkosten hat Herr Kamm 
beantwortet. Unsere Unternehmen sagen ganz klar: 
Kosteneinsparungen durch Absenken der Höhe wer-
den regelmäßig überkompensiert durch höhere Er-
träge, wenn die Anlagen höher gebaut werden. Wie 
hoch gebaut werden kann, ist eine technische 
Frage. Am Ende müssen das Ingenieure beurteilen.

Power to Liquid oder Power to Gas müssen wir ins 
Auge fassen. Da ist die nächste Entscheidung fällig: 
für wie viel und in welcher Form? – Ich will hier keine 
Fachdiskussion anfeuern. Ich war gestern bei einem 
unserer Mitgliedsunternehmen in Haßfurt. Dort hat 
man eine Wasserstofferzeugung aufgebaut. Dort ist 
die Situation wie bei Ihnen, Herr Thürauf. Dort ist 
sehr viel Strom aus Windkraft im Netz. Man überlegt 
sich, wie man den Strom vor Ort sinnvoll nutzt. 
Damit entlastet man letzten Endes den Netzausbau. 
Damit wird auch die Frage weniger relevant, wie viel 
Strom man aus Schleswig-Holstein braucht. Das ist 
in der Entwicklung und funktioniert. Die Windkraft 
kann dafür genutzt werden. Wir müssen abwägen, 
ob wir damit die Dunkelflaute im Winter überbrücken 
wollen oder ob wir daraus etwas machen wollen, um 
den Verkehr zu bedienen. Da muss man alles an 
Umwandlungsverlusten und verschiedene Stufen 
berücksichtigen. Dafür brauchen wir die Leistung 
aus der Windkraft. Es hat wenig Sinn, so etwas im 
Norden aufzubauen und dann über Leitungen hier-
herzuführen, um hier umzusetzen. Es stellt sich min-
destens die Frage, wo die Erzeugung stattfindet und 
wo sinnvollerweise der Speicher steht. Die Speicher 
sind im Norden. Wenn wir in Bayern etwas haben 
wollen und die Wertschöpfung daraus in den Kom-
munen, dann muss man Speicher hier ermöglichen 
und nicht allein auf Trassen setzen. Der Transport 
bleibt aber dennoch ein wichtiger Aspekt im zukünfti-
gen Energiesystem.

Vorsitzender Erwin Huber (CSU): Das Wichtigste 
haben wir gehört, was sich zu den letzten drei Jah-
ren sagen lässt.

Ich möchte den Sachverständigen danken. Ich bitte 
um Ihr Einverständnis, dass wir das Protokoll dieser 
Anhörung im Internet veröffentlichen. Damit steht 
das Ergebnis der Anhörung sehr viel mehr Men-
schen zur Verfügung. Danke Ihnen dafür!
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Ich möchte Ihnen zusichern, dass wir die Hinweise, 
die wir bekommen haben, was man vielleicht ver-
bessern kann, gewissenhaft überdenken.

Damit ist die Anhörung beendet.

(Schluss: 11.17 Uhr)
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